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Sehr geehrte Bauherrin,

sehr geehrter Bauherr,

ein Haus zu bauen, ist für viele ein Wunschtraum. Der

Traum vom Eigenheim kann jedoch schnell zum Alp-

traum werden, wenn die notwendige Sachkenntnis

fehlt oder die eigenen vier Wände auf unsicherem

Fundament stehen.

Der Landkreis Northeim als untere Bauaufsichts- und

Denkmalschutzbehörde möchte Ihnen mit dieser

Broschüre einen Wegweiser an die Hand geben, der

viele nützliche Tipps und Hinweise enthält. Er soll da-

zu beitragen, Ihnen den Weg durch den Begriffs- und

Paragrafendschungel etwas zu erleichtern.

Vom Baugrundstück über die wesentlichen Bestim-

mungen des Bauordnungs- und Bauplanungsrechts

bis hin zur Wohnungsbauförderung erhalten Sie wert-

volle Informationen.

Um diese Broschüre möglichst knapp und verständ-

lich zu halten, kann darin natürlich nicht auf jedes

Detail eingegangen werden. Die Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter des Bau- und Umweltamtes stehen Ih-

nen jedoch gerne mit Rat und Tat zur Seite. Zu eini-

gen Detailthemen gibt es Merkblätter. Grundlegen-

de Baurechtsfragen können bereits im Vorfeld des

eigentlichen Antrags kostenfrei geklärt werden.

Scheuen Sie sich nicht, von diesem Angebot Gebrauch

zu machen. Eine frühzeitige Information und Bera-

tung hilft Ihnen, Zeit zu sparen sowie unnötige Ko-

sten und Ärger zu vermeiden. 

Als Bauherrin oder Bauherr sollten Sie sich aber auch

der Verantwortung bewusst sein, dass jede Baumaß-

nahme sich auf das Orts- und vielleicht sogar auf das

Landschaftsbild auswirkt. Deshalb empfehle ich Ih-

nen, sich einen qualifizierten Entwurfverfasser zur Hil-

fe zu nehmen, der die Anforderungen der Umgebung

einschätzen und Sie bei der Planung beraten kann.

Er hilft Ihnen auch, die nötigen Unterlagen vollständig

vorzulegen und inhaltlich an die Bauvorschriften an-

zupassen, damit Ihr Antrag in möglichst kurzer Zeit

genehmigt werden kann.

Bei der Verwirklichung Ihres Bauvorhabens im Landkreis

Northeim wünsche ich Ihnen viel Glück und Erfolg.

Northeim, im Mai 2003

Michael Wickmann

Landrat

1. Vorwort
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3. Ansprechpartner im Bau- und Umweltamt (Bauausicht)

Der Landkreis Northeim ist als untere Bauaufsichtsbehör-
de für den gesamten Landkreis mit Ausnahme der Städte
Northeim und Einbeck zuständig. Die beiden Städte sind für
ihre Bereiche selbst zuständig.
Die Telefonnummer der Stadt Northeim lautet 05551/966-0. Die
Stadt Einbeck ist unter 05561/916-0 zu erreichen.
Bau- und Umweltamt des Landkreises
Die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde und der unte-
ren Denkmalschutzbehörde sind in einem eigenen Aufgaben-
bereich (Bauordnungswesen) dem Bau- und Umweltamt zuge-
ordnet. Sie haben darüber zu wachen und darauf hinzuwirken,
dass bauliche Anlagen, Grundstücke und Baumaßnahmen dem
öffentlichen Baurecht entsprechen.

Der Aufgabenbereich Bauordnungswesen unter der Leitung
von Ralf Buberti berät Sie in allen Fragen des öffentlichen Bau-
rechts und ist zuständig für:

• Bauberatung hinsichtlich gestalterischer Fragen
• Fragen zur planungs- und bauordnungsrechtlichen Zuläs-

sigkeit von Baumaßnahmen
• Bauvoranfragen
• Baugenehmigungen
• Rohbau- und Schlussabnahmen
• Prüfung der Standsicherheitsnachweise (Statiken)
• Baulasten
• Teilungsgenehmigungen
• Denkmalschutz (Baudenkmalpflege und Archäologie)
• Brandschutz
• Abgeschlossenheitsbescheinigungen nach dem Woh-

nungseigentumsgesetz 
• Wohnungsbauförderung

Bauaufsicht
Welcher Sachbearbeiter oder welche Sachbearbeiterin für Sie
zuständig ist, richtet sich nach dem jeweiligen Baubezirk, in dem
das Bauvorhaben geplant ist. Erfragen Sie sich den für Sie zu-
ständigen Sachbearbeiter in der zentralen Informationsstelle un-
ter Telefon 05551/708-155. Infos dazu finden Sie auch im In-
ternet unter www.landkreis-northeim.de.

Baulasten
Klaus Rehberg, Zimmer 38, Telefon 05551/708-126

Wohnungsbauförderung
Anja Duske, Zimmer 42, Telefon 05551/708-122

Denkmalschutz
Baudenkmalpflege
Sabine Meister, Zimmer 20, Telefon 05551/708-146
Archäologie
Dr. Petra Lönne, Zimmer 10, Telefon 05551/708-156

Brandschutz
Jens Rackwitz, Axel Rode, Zimmer 43, Telefon 05551/708-121, -429

Abgeschlossenheitsbescheinigungen
Margret Gröger, Zimmer 41, Telefon 05551/708-123

Antragsannahme
in der zentralen Informationsstelle des Bau- und Umweltam-
tes, Zimmer 11

Die Servicezeiten sind:
Montag bis Freitag 08.30 bis 12.30 Uhr
Dienstag und Donnerstag 14.00 bis 16.00 Uhr
oder nach Terminvereinbarung

Ein Haus oder eine Eigentumswohnung zu bauen oder zu er-
werben, ist eine wichtige Entscheidung. Die muss auf jeden Fall
sehr gut überlegt werden. Dabei müssen Sie sich zunächst dar-
über im Klaren sein, ob Sie neu bauen wollen oder ob auch der
Erwerb einer bereits vorhandenen Immobilie in Frage kommt.
Meistens ist der Erwerb günstiger als der Neubau eines ver-
gleichbaren Hauses. Ihre Vorstellungen können Sie bei einem
Neubau besser verwirklichen. Bei bestehenden Gebäuden müs-
sen Sie die Aufteilung häufig so akzeptieren, wie sie ist.
Informieren Sie sich möglichst bei vielen verschiedenen Stel-
len. Manchmal lässt sich durch geschickte Planung viel Geld spa-
ren. Wer Eigenleistung einbringen kann, entlastet seinen Geld-
beutel ebenfalls. Allerdings sollten Sie die Möglichkeiten der
sogenannten „Muskelhypothek“ nicht überschätzen. Durch viel
Eigenleistung dauern Bauvorhaben außerdem meistens länger.
Das kann dann wegen der bereits laufenden Finanzierungsko-
sten teurer werden.

Altbau oder Neubau?
Außerdem müssen Sie sich entscheiden, ob für Sie auch ein Alt-
bau in Frage kommt. In Sanierungsgebieten, die viele erneue-
rungswürdige Gebäude aufweisen, können Modernisierungs-
und Instandsetzungsmaßnahmen von Privateigentümern geför-

dert werden. Das ist möglich, wenn der Eigentümer sie mit Er-
trägen des Gebäudes (Mieten und Pachten) nicht selbst finanzieren
kann und die Maßnahmen sich aus finanziellen Gründen nicht
lohnen. Auch in Ortschaften, in denen es ein Dorferneuerungs-
programm gibt, sind Zuwendungen möglich. Fragen Sie bei Ihrer
Stadt- oder Gemeindeverwaltung nach möglichen Zuschüssen. Das
kann sich lohnen.

Eigentumswohnung oder Haus?
Wer von einem eigenen Dach über dem Kopf träumt, meint mei-
stens ein Haus. Eine Eigentumswohnung ist aber häufig günsti-
ger als ein freistehendes Gebäude. Kompromisse könnten Rei-
hen- oder Doppelhäuser sein. In einer Wohnanlage mit
Eigentumswohnungen müssen Sie sich in der Regel um weniger
kümmern, als bei einem Grundstück, für das Sie allein verant-
wortlich sind. Im eigenen Haus brauchen Sie dagegen weniger
Rücksicht auf die Interessen anderer zu nehmen.

Es ist Ihre Entscheidung
Wie auch immer Sie sich entscheiden werden. Die Entscheidung
müssen Sie aufgrund Ihrer persönlichen Bedürfnisse, Vorlieben
und Möglichkeiten für sich selbst treffen. Sich dabei möglichst
fundierte Ratschläge zu holen, sollte selbstverständlich sein.

4. Was Sie bei Ihren Planungen beachten sollten



Was Sie bei Ihren Planungen beachten sollten4.

Die folgende Aufstellung soll Ihnen dabei helfen, Ihre finanzielle Situation grob zu überschlagen. Sie ersetzt kein Gespräch mit
Ihrem Kreditinstitut.

Was kann ich mir leisten?

Einnahmen Euro je Monat

❑ Nettoverdienst Ehemann
❑ Nettoverdienst Ehefrau
❑ Kindergeld
❑ Sonstige Einkünfte

Summe der Einkünfte

Ausgaben

❑ Ausgaben für Haushalt inkl. Lebensmittel, Frisör, Kleidung usw.
❑ Autokosten inkl. Benzin, Reifen, Reparaturen, Versicherung
❑ Wohnnebenkosten inkl.
❑ Heizung, Strom, Wasser, Telefon
❑ Rundfunk- und Fernsehgebühren usw.
❑ Urlaub
❑ Sonstiges
❑ Sicherheitszuschlag (5 bis 10%)

Summe der Ausgaben

Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen
(steht für die Zinsen und Tilgung eines Darlehens zur Verfügung)

5
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Vermessungsleistungen für Ihr Grundstück erhalten Sie beim
Katasteramt oder beim Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieur

Die Landesvermessung und die Führung des Liegenschaftska-
tasters mit den dazu erforderlichen Vermessungen sind ho-
heitliche Aufgaben des Landes Niedersachsen. Sie werden von
den Vermessungs- und Katasterbehörden und Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieuren (ÖbVI) wahrgenommen.
Kompetente Ansprechpartner für den Bürger in allen Grund-
stücksangelegenheiten im Landkreis Northeim und im gesam-
ten südniedersächsischen Raum sind daher:

die Vermessungs- und Katasterbehörde Südniedersachsen mit
Katasterämtern in Northeim  und Göttingen 

die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure mit Büros in
Einbeck, Göttingen und Seesen.

Die Katasterämter führen in jeweils aktueller Form die Karten
und Register des Liegenschaftskatasters zur Sicherung der Ei-
gentumsrechte an Grund und Boden und stellen ihren Kunden
diese Informationen zu Verfügung.
Auskünfte aus dem Liegenschaftskataster benötigt der Bürger
beispielsweise für Teilungsgenehmigungen, Beleihungszwecke,
Investitionsanträge oder für Grundstücksverträge in Verbindung
mit der Eintragung im Grundbuch.

Beglaubigte Lagepläne zum Bauantrag werden von den Kata-
sterämtern und ÖbVI-Büros angefertigt.

Liegenschaftsvermessungen führen die Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieure oder die Katasterämter für Ihre Kunden
durch, wenn neue Flurstücke gebildet werden (man spricht von

Zerlegungsvermessungen), wenn Flurstücksgrenzen wieder-
hergestellt und abgemarkt werden (Grenzfeststellung), wenn Ge-
bäude neu errichtet oder erweitert worden sind deren Ver-
messung gesetzlich vorgeschrieben ist (Gebäudevermessung).

Darüber hinaus liefern die Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieure alle Vermessungsleistungen für die Planung und den
Entwurf von Gebäuden, Ingenieurbauwerken und Verkehrsan-
lagen (z.B. vermessungstechnische Lage- und Höhenpläne) so-
wie baubegleitende Vermessungen (z.B. Achsabsteckungen).

Wenn es um den Wert von Grundstücken oder Gebäuden geht,
dann ist das Katasteramt mit dem dort angesiedelten unab-
hängigen und aus sachkundigen ehrenamtlichen Fachleuten be-
stehenden Gutachterausschuss und deren Geschäftsstelle die Ser-
vice-Adresse für den Rat suchenden Bürger. Auf der Basis
sämtlicher ausgewerteter Grundstückskaufverträge wird der re-
gionale Grundstücksmarkt transparent gemacht. Das geschieht
in Form der regelmäßig  zum 1. Januar erstellten Bodenricht-
wertkarten für sämtliche Grundstücke und ausführlicher Grund-
stücksmarktberichte. 
Wird der Verkehrswert für ein konkretes bebautes oder unbe-
bautes Grundstück für z.B. Verkaufszwecke oder Erbauseinan-
dersetzungszwecke benötigt, so erstellt der Gutachteraus-
schuss auch ein entsprechendes Verkehrswertgutachten

Wer mehr über die Dienstleistungspalette der Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieure und der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung erfahren möchte, der informiere sich bitte im
Internet unter

www.bdvi.de www.vkv-ni.de
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Das Baugrundstück5.

Von entscheidender Bedeutung für Ihre Bauabsicht ist, ob das
Baugrundstück im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, im
sogenannten unbeplanten Innenbereich oder im sogenannten
Außenbereich liegt. Detaillierte Ausführungen dazu entnehmen
Sie bitte Kapitel 7. Ein Wochenendhaus bzw. ein Grundstück im
Wochenendhausgebiet ist nicht zu dauerndem Wohnen geeig-
net.
Durch Nachfragen können Sie weitere Probleme, die sich z. B. aus
eventuell vorhandenen Altlasten, dem Denkmal- oder Naturschutz,
Baulasten oder einer fehlenden Zufahrt bzw. Erschließung ergeben,
rechtzeitig erkennen und berücksichtigen.
Das Bau- und Umweltamt des Landkreises (Aufgabenbereich
Bauordnungswesen) gibt Ihnen gerne Auskünfte über Bebau-
ungsmöglichkeiten (z. B. zu den Themen Grund- und Ge-
schossflächenzahl, Dachausbau, Standort Garage, Baugrenzen
usw.). Rechtsverbindliche Klarheit über die baulichen Mög-
lichkeiten auf dem Grundstück verschafft Ihnen aber nur ei-
ne Bauvoranfrage (Kapitel 7.3).

Checkliste für den Erwerb (baurechtlich)

• Erschließung
• Allgemeine Bebaubarkeit – ggf. über 

Bauvoranfrage klären–
• Grund- und Geschossfläche
• Baulastenverzeichnis
• Private Wegerechte
• Sonstige Nutzungsrechte Dritter

Erwerb
Bevor Sie sich endgültig für ein Grundstück entscheiden, soll-
ten Sie es genauer kennen lernen. Eine wichtige Rolle spielt un-
ter anderem auch die Untergrundbeschaffenheit. Bei felsigem
oder moorigem Boden und/oder hohem Grundwasserspiegel zum
Beispiel müssen entsprechende Vorkehrungen getroffen wer-
den, die die Baukosten erhöhen. Auskünfte erhalten Sie von der
zuständigen Stadt- oder Gemeindeverwaltung oder von Nach-
barn. Eventuell ist es nötig, ein Fachbüro mit geologischen Un-
tersuchungen zu beauftragen.
Erkundigen Sie sich auch genau, wie die Gegend um das Grund-
stück in den nächsten Jahren aussehen wird. Garantien für ei-
ne ruhige Lage auf Lebenszeit gibt es nirgends, doch kann man
bei der Stadt- oder Gemeindeverwaltung erfahren, ob in der
Nähe größere Baugebiete geplant sind. Achten Sie auch dar-
auf, ob Nachbargebäude
oder hohe Bäume das
Haus ungünstig
beschatten.

5.1 Allgemeines
Auswahl
Ein geeignetes Grundstück können Sie in der Regel auf dem „frei-
en“ Markt, über die Gemeindeverwaltungen, über Zeitungsan-
noncen oder über Immobilienmakler finden. Sie können auch
Einsicht in die örtlichen Bebauungspläne beim Bauamt der je-
weiligen Gemeinde- oder Stadtverwaltung nehmen. Ob Sie bei
der Suche erfolgreich sind, hängt davon ab, ob der Grund-
stückseigentümer verkaufen möchte und zu welchem Preis.
Sie müssen bei der Auswahl individuelle persönliche Bedürfnisse,
aber natürlich auch baurechtliche Gesichtspunkte berücksich-
tigen. So muss ein Baugrundstück unabhängig von den städ-
tebaulichen Voraussetzungen erschlossen sein. Neben dem Kauf-
preis sollten beim Grundstückskauf die rechtlichen Möglichkeiten,
die infrastrukturellen Einrichtungen (z. B. Schulen, Einkaufs-
möglichkeiten, Anbindung an Straße und öffentliche Ver-
kehrsmittel, Freizeitangebot, kulturelle und soziale Einrichtun-
gen) sowie die technischen Gegebenheiten (Erschließung,
Tragfähigkeit, Grundwasserstand, Emissionen aus Nachbar-
schaft) überprüft werden. 

Checkliste für den Standort des Grundstücks (persönlich)

• Lage des Grundstücks
• Grundstücksgröße
• Grundstücks- und Nebenkosten
• Geschäfte
• Ärzte
• Öffentliche Verkehrsmittel
• Kurze Entfernung zum Arbeitsplatz
• Garten
• Freizeitangebot
• ..

Erschließung
Zum Zweck einer geordneten städtebaulichen Entwicklung ist
ein Grundstück vollständig erschlossen, wenn eine 

• verkehrsmäßige Anbindung (Zufahrt),
• eine Versorgungsleitung für Elektrizität,
• eine Versorgungsleitung für Wasser
• und eine Entsorgungsleitung für Abwasser vorhanden sind.

Die Erschließung muss die Benutzung ermöglichen. Eine Fer-
tigstellung zum Zeitpunkt der Grundstückswahl bzw. der Bau-
antragsstellung ist nicht notwendig. 
Die Gemeinden erklären mit ihren Stellungnahmen im Bauge-
nehmigungsverfahren, ob die Erschließung gesichert ist. Be-
freiungen von der Notwendigkeit einer gesicherten Erschließung
sind grundsätzlich ausgeschlossen. Selbst wenn das Grundstück
baureif (erschlossen) ist, wissen Sie allerdings noch nicht, was
bzw. wie Sie tatsächlich bauen dürfen.

Rechtliche Vorüberlegungen
Vor dem Grundstückserwerb sollten Sie sich zunächst einmal
bei der zuständigen Gemeinde oder beim Landkreis erkundigen,
ob das Grundstück nach den planungsrechtlichen Eigenschaf-
ten und dem Stand der Erschließung tatsächlich ein Bau-
grundstück ist und wie es bebaut werden kann.

9
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Im Normalfall wird beim Grundstückskauf der Kaufpreis vollständig
gezahlt. Daneben gibt es aber auch andere Möglichkeiten wie z. B.
die Nutzung im Wege des Erbbaurechts. Dies ist ein grundbuchge-
sichertes Recht zur baulichen Nutzung eines fremden Grundstücks
über einen festgelegten Zeitraum, meistens für 99 Jahre. Der Erwerb
eines Grundstückes muss notariell beurkundet werden. 

5.2 Kosten
Grundstückskosten/Bewertung von Grundstücken
Der Grund und Boden gewinnt für die Bodenpreispolitik und
Bodenordnung in einem dicht besiedelten Land wie der Bun-
desrepublik ständig an Bedeutung. Wenn es um den Wert von
Grundstücken oder Gebäuden geht, dann ist das Katasteramt
mit dem dort angesiedelten unabhängigen Gutachteraus-
schuss und deren Geschäftsstelle die richtige Service-Adresse.
Der Gutachterausschuss besteht aus sachkundigen ehrenamt-
lichen Fachleuten. Auf der Basis sämtlicher ausgewerteter Grund-
stückskaufverträge wird der regionale Grundstücksmarkt trans-
parent gemacht. Dies geschieht in Form der regelmäßig zum 
1. Januar erstellten Bodenrichtwertkarten für sämtliche Grund-
stücke und ausführlicher Grundstücksmarktberichte.
Wird der Verkehrswert für ein bebautes oder unbebautes Grund-
stück, z. B. für den Verkauf oder Erbauseinandersetzungen,
benötigt, so erstellt der Gutachterausschuss ein entsprechendes
Verkehrswertgutachten. Mehr Informationen über die Dienstleis-
tungsangebote der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
re und der Vermessungs- und Katasterverwaltung gibt es im In-
ternet unter www.bdvi.de oder www.vkv-ni.de. 
Der ermittelte Bodenrichtwert ist der durchschnittliche Lage-
wert des Bodens für Baugrundstücke eines Gebietes. Er ist be-
zogen auf einen Quadratmeter Grundstücksfläche.
Im Landkreis Northeim weichen die Bodenrichtwerte für Wohn-
hausgebiete stark voneinander ab. So liegen die Quadratmeter-
preise für erschlossenes Bauland im nördlichen Kreisgebiet zwi-
schen 16 L und 72 L (einschließlich Bad Gandersheim). Im südlichen
Kreisgebiet schwanken die Richtwerte zwischen 25 L und 110  L
(einschließlich Nörten-Hardenberg). In den Städten Northeim und
Einbeck liegen die Werte noch etwas höher, wobei Bauland in Ein-
beck für durchschnittlich 82 L (77 L – 85 L) und in Northeim für
85 L (70 L – 105 L) veräußert wird (Stand 01. 01. 2003).

Nebenkosten
Beim Grundstückskauf müssen Sie beachten, dass neben den
Grundstückskosten zumindest noch folgende Nebenkosten
hinzukommen:

• Grunderwerbsteuer
• Notariats- und Grundbuchkosten
• Erschließungskosten (Straße, Kanal, Wasser)
• ggf. weitere Kosten (für Vermessung, Makler, 

Bodenuntersuchung)

Notarkosten
Die Notariats- und Grundbuchkosten betragen in der Regel bis zu
1,5 Prozent des Kaufpreises. Kaufen Sie ein „freies“ Grundstück oh-
ne Bebauung, werden die Kosten wie aufgeführt berechnet. So-
weit Sie ein bereits bestehendes Objekt erwerben oder einen Ver-
trag mit einem Bauträger über die Immobilie abschließen, werden
die Gebühren von der im Vertrag genannten Summe berechnet. 

Grunderwerbsteuer
Die Grunderwerbsteuer wird vom Finanzamt erhoben. Es wer-
den Ihnen 3,5 Prozent des vereinbarten Kaufpreises (Grund-
stückswert) in Rechnung gestellt.
Erwerben Sie gemeinsam mit dem Grundstück auch eine auf die-
sem errichtete Immobilie wird die Grunderwerbsteuer – soweit
im Kaufvertrag enthalten – auch vom Gebäudewert verlangt. Beim
Kauf einer gebrauchten Immobilie im Wert von 200.000 L wer-
den Ihnen demnach 7.000 L Grunderwerbsteuer berechnet.

Erschließungskosten
Ist Ihr Grundstück noch nicht erschlossen oder wird aufgrund der
Teilung eines alten größeren Grundstücks in mehrere Bauplätze
eine erneute Erschließung notwendig, sollten Sie diese Kosten in
Ihrer Finanzplanung berücksichtigen. Fragen Sie das Bauamt der
zuständigen Stadt- oder Gemeindeverwaltung . Auch wenn be-
reits eine Straße an Ihr Grundstück führt, können dennoch Er-
schließungskosten für Kanal und Wasser anfallen.
Die Erschließungskosten für den Straßenbau richten sich nach
den tatsächlich entstehenden Kosten. Obgleich die Gemeinde
einen Teil der Kosten übernimmt, haben Sie als Grundstücks-
eigentümer den größten Anteil an den Straßenkosten zu über-
nehmen. Die Höhe der Kosten hängt von vielen Faktoren ab:
So können breite Gehwege auf beiden Seiten, verkehrsberuhi-
gende Maßnahmen, Grünflächen mit Bäumen oder Parkplätze
die Kosten erhöhen.
Die Erschließungskosten für Wasser und Abwasser richten sich
nach der Grundstücksgröße und dem Gebäudevolumen. Aktu-
elle Berechnungswerte für die zu erwartenden Gebühren erhalten
Sie vom Bauamt der zuständigen Gemeindeverwaltung. 

Sonstige Nebenkosten
Beim Grundstückskauf können weitere Nebenkosten Ihren
Geldbeutel belasten. Ist Ihr Grundstück noch nicht amtlich ver-
messen, kommen Vermessungsgebühren auf Sie zu. Die Höhe
hängt von der Größe und dem Wert des Grundstückes sowie
dem Zeitaufwand für die Vermessung ab (gemäß Kostenordnung
für das amtliche Vermessungswesen).
Haben Sie ein Grundstück/Haus über einen Makler erworben,
fällt die individuelle Maklerprovision an. 

5.3 Grundstücksteilungen
Nach § 94 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO), bedarf
die Teilung eines Grundstückes, das bebaut oder dessen Bebauung
genehmigt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der Bau-
aufsichtsbehörde. Falls ein Grundstückseigentümer die Absicht
hat, sein bebautes Grundstück teilen zu lassen, bedarf es un-
ter anderem eines entsprechenden Antrages und eines nach-
folgenden Genehmigungsbescheides der Bauaufsichtsbehörde.
Die Teilung eines unbebauten Grundstücks wird mit einem so-
genannten Negativzeugnis beschieden. 
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Die Bauaufsichtsbehörde muss prüfen, ob z. B. erforderliche
Grenzabstände eingehalten werden, die Belange des Brand-
schutzes beachtet werden oder ein bebauter, abzutrennender
Grundstücksteil weiterhin eine ordnungsgemäße Zuwe-
gung/Zufahrt zur öffentlichen Straße hat.
Teilungsanträge sind grundsätzlich schriftlich zu stellen. Diese
können vom Grundstückseigentümer oder von beauftragten Per-
sonen (Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, Notare im
Rahmen von beurkundeten Verträgen) bei der Bauaufsichts-
behörde eingereicht werden. Antragsvordrucke liegen hier vor.

Dem Teilungsantrag sind folgende Daten bzw. Unterlagen bei-
zufügen:

1. Name und Anschrift der Grundstückseigentümer oder der
Erbbauberechtigten, 

2. Bezeichnung des zu teilenden Grundstücks nach Gemein-
de, Ortsteil, Straße und Hausnummer sowie dem Liegen-
schaftskataster (Gemarkung, Flur, Flurstück),

3. Grundbuchbezeichnung des zu teilenden Grundstücks mit
Angabe der laufenden Nummer im Bestandsverzeichnis des
Grundbuchs, 

4. Angaben darüber, ob das Grundstück bebaut ist oder ob sei-
ne Bebauung (Bauscheinnummer/Datum) genehmigt ist,

5. bei bebauten Grundstücken Angaben über die vorhande-
ne Bebauung, soweit durch die Teilung Grundstücks-
flächen berührt werden, die für die Erfüllung von Ab-
standsanforderungen zur Verfügung stehen müssen,

6. Bezeichnung des Grundstücksteils, der grundbuchmäßig ab-
geschrieben werden soll,

7. Angaben über den Verkehrswert des abzuschreibenden
Grundstücksteils,

8. Angaben über Baulasten, die auf dem zu teilenden Grund-
stück liegen (Baulastenverzeichnis/ Blatt),

9. Vollständige Anschrift und Unterschrift des Kostenträgers,

10. Lageplan oder Auszug aus der Liegenschaftskarte neueren
Datums mit exakt farblicher Markierung des von der Teil-
ung betroffenen Flur-/Grundstückes bzw. des Flur-/Grund-
stücksteiles.
Die Teilungsgenehmigung bzw. das Negativzeugnis nach 
§ 94 NBauO sind für die Grundstücksteilung im Grundbuch
(Amtsgericht) erforderlich. Die Gebühren für den jeweili-
gen Bescheid werden nach Vorgaben der Verordnung über
die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der Bau-
aufsicht – BauGO – ermittelt. 

Vermessungsleistungen für Ihr Grundstück erhalten Sie beim
Katasteramt oder beim Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieur.
Anmerkung: Die Gemeinden können im Geltungsbereich eines
Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 und 3 Baugesetz-
buch durch Satzung bestimmen, dass die Teilung eines Grund-
stücks zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung bedarf. In die-
sen Fällen ist für die Teilungsgenehmigung nicht die untere

Bauaufsichtsbehörde, sondern die zuständige Gemeinde ver-
antwortlich.

5.4 Grundstücksbelastungen
Das Eigentum
Das Eigentum ist das umfassende, grundsätzlich unbeschränk-
te Recht am Grundstück. Die übrigen fünf Rechte sind be-
schränkte dingliche Rechte an Grundstücken, d. h. sie gewähren
Befugnisse nur in bestimmten Beziehungen. Weil diese be-
schränkten dinglichen Rechte eine Belastung des Eigentums dar-
stellen, gehen sie dem Eigentum vor. Jeder Eigentümer muss sie
also gegen sich gelten lassen. 
Die gesetzlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) für beschränkte dingliche Rechte an Grundstücken – näm-
lich Dienstbarkeiten und Grundpfandrechte – beginnen alle na-
hezu gleichlautend: „Ein Grundstück (beim Nießbrauch: „eine
Sache ...“) kann in der Weise belastet werden, dass derjenige,
zu dessen Gunsten die Belastung erfolgt, dem Eigentümer ge-
genüber berechtigt ist ...“.

Das Erbbaurecht
Das Erbbaurecht gibt dem Erbbauberechtigten die Möglichkeit,
auf einem fremden Grundstück ein eigenes Bauwerk zu haben.
Das Gebäude wird nicht wesentlicher Bestandteil des Grund-
stücks im Sinne von § 95 Abs. 1, S. 2 BGB.

Die Dienstbarkeiten
Die Dienstbarkeiten gestatten dem Berechtigten, die Grund-
stücke in gewissen Beziehungen zu benutzen. Dienstbarkei-
ten sind also beschränkte dingliche Rechte an Grundstücken
(bei Nießbrauch auch an Sachen und Rechten), die den Grund-
stückseigentümer in der Benutzung seines Grundstücks oder
in der Ausübung seiner Rechte beschränken. Namen und In-
halt der Dienstbarkeiten bzw. analogen Rechten:

• Grunddienstbarkeiten §§ 1018 ff. BGB,
• Nießbrauch §§ 1030 ff. BGB,
• beschränkt persönliche Dienstbarkeiten §§1090 ff. BGB,
• Dauerwohnrecht oder Dauernutzungsrecht nach 31 WEG 
• und Baulasten (analog) §§92 und 93 NBauO.

Das Vorkaufsrecht
Das Vorkaufsrecht ist das nur an Grundstücken zugelassene ding-
liche Recht, in einen Kaufvertrag einzutreten, der zwischen zwei
anderen Personen abgeschlossen ist.

Die Reallast
Die Reallast verpflichtet den Grundstückseigentümer zu wie-
derkehrenden Leistungen (z. B. Verpflichtung zur regelmäßigen
Lieferung von Naturalien beim Altenteil).

Die Grundpfandrechte
Die Grundpfandrechte – Hypotheken und Grundschulden, Ren-
tenschulden – sind rechtlich gesehen dingliche Verwertungs-
rechte. Wegen Geldleistungen, die aus dem Grundstück zu ent-
richten sind, kann sich der Gläubiger aus dem Wert des
Grundstücks im Wege der Zwangsvollstreckung befriedigen. Wirt-
schaftlich betrachtet sind die Grundpfandrechte Formen des Bo-
denkredits.
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Bei einer Baulast sollte bedacht werden, dass ein hiermit belas-
tetes Grundstück in seiner baulichen Nutzung dauerhaft ein-
geschränkt wird.
Selbstverständlich kann auch auf eine eingetragene Baulast ver-
zichtet werden, wenn ein öffentliches oder privates Interesse an
der Baulast nicht mehr besteht. Ein entsprechender Lö-
schungsantrag von einem Beteiligten (Begünstigter oder Belas-
teter) ist der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Gebühren für
Baulasteneintragungen und Auskünfte aus dem Verzeichnis rich-
ten sich nach der Verordnung über die Gebühren und Auslagen
für Amtshandlungen der Bauaufsichtsbehörde (BauGO).

Anwendungsfälle nach der Niedersächsischen Bauordnung
sind zum Beispiel:

• Vereinigung von Grundstücken zu einem Grundstück oder
die Schaffung der baurechtlichen Voraussetzungen zur Be-
baubarkeit von Grundstücken durch Vereinigung mehrerer
Grundstücke zu einem Baugrundstück (z. B. Überbauung von
Grundstücksgrenzen)

• Öffentlich-rechtliche Sicherung der Zuwegung/Zufahrt über
private Grundstücke zu einer öffentlichen Verkehrsfläche

• Sicherung notwendiger Grenzabstände auf einem Bau-
grundstück durch Hinzurechnung weiterer Grundstücks-
flächen sowohl auf öffentlichen Straßen als auch auf pri-
vaten Nachbargrundstücken

• Sicherung der notwendigen Einstellplätze auf einem Grund-
stück – nicht auf dem Baugrundstück selbst.

Exkurs: Das Pfandrecht an beweglichen Sachen

Das Pfandrecht an beweglichen Sachen ist zwar ebenfalls ein
beschränktes dingliches Recht, das jedoch auf Grundstücke –
auf unbewegliche Sachen also – nicht anwendbar ist. 

Die Baulast
Baulasten ermöglichen Bauwilligen, die Bebaubarkeit von
Grundstücken, die ohne diese Baulasten gar nicht oder häufig
nur eingeschränkt bebaubar wären.
Durch die Erklärung gegenüber der Bauaufsichtsbehörde kön-
nen Grundstückseigentümer öffentlich-rechtliche Verpflich-
tungen zu einem ihre Grundstücke betreffenden Tun, Dulden
oder Unterlassen übernehmen, die sich nicht schon aus dem öf-
fentlichen Baurecht ergeben (Baulasten).
Diese Erklärung bedarf grundsätzlich der Schriftform und die
Unterschrift muss öffentlich beglaubigt (Notar) oder vor der Bau-
aufsichtsbehörde geleistet oder vor ihr anerkannt sein.
Nach Bearbeitung der Baulast im Rahmen eines Baugenehmi-
gungs- oder Teilungsgenehmigungsverfahren (§ 94 NBauO) wird
diese in das Baulastenverzeichnis (BLV) bei der Bauaufsichts-
behörde eingetragen. Wesentliches Merkmal einer Baulast ist
ihre öffentlich-rechtliche Wirkung im Gegensatz zu den pri-
vatrechtlichen Vereinbarungen (Eintragungen im Grundbuch
beim Amtsgericht).
Wer ein öffentliches Interesse darlegt, kann das BLV einsehen
oder schriftliche Auskunft über mögliche Belastungen anfor-
dern. Ein berechtigtes Interesse kann angenommen werden bei
Kaufinteressenten, dinglich Berechtigten am Grundstück und
bei künftigen Hypotheken- und Grundschuldgläubigern.

6. Baugestaltung

Allgemeines
Der Landkreis Northeim besteht aus zwölf Städten und Ge-
meinden. Das Kreisgebiet mit einer Gesamtfläche von 1266 Qua-
dratkilometern reicht von der Weser im Westen bis zu den Harz-
vorbergen im Osten. Die  abwechselungsreiche Landschaft wird
geprägt durch das Tal der von Süd nach Nord fließenden Lei-
ne, den Solling – eines der größten geschlossenen Waldgebiete
Norddeutschlands – und viele kleinere bewaldete Höhenzü-
ge, die von kleinen Tälern durchzogen werden.
Das Bauen auf dem Lande im Allgemeinen und das (klein)städ-
tische Bauen im Besonderen haben in den vergangenen Jahr-
zehnten eine gravierende Wandlung erfahren. Die Menschen reis-
ten früher nicht so viel und der Transport ortsfremder Baustoffe
war teuer. Man begnügte sich über Generationen hinweg mit
traditionellen Bauformen und erstellte die Gebäude mit Bau-
stoffen aus der Umgebung.
In jüngster Vergangenheit (teils noch heute) wurde dagegen oft
versucht, das „Traumhaus“ nach großstädtischen Vorbildern, Bei-
spielen aus Bauzeitschriften oder fernen Urlaubsorten und mit
neuartigen Baustoffen zu verwirklichen. Diese wahllos aufge-
griffenen gestalterischen Einflüsse veränderten die gewachse-
nen Orts- und Landschaftsbilder zum Nachteil und wirken mit-

unter auch verunstaltend. Erfreulicherweise ist wohl bei man-
chen Bauherren wie auch bei Architekten ein Bewusstseinswandel
festzustellen, der wieder zu einem regionalen und land-
schaftsbezogenen Bauen führt.
Dabei erinnert man sich wieder an die langgestreckten, mit recht-
eckiger Grundform ohne viel Vor- und Rücksprünge ent-
wickelten Baukörper, wobei der Dachfirst parallel zur Langsei-
te verläuft. Viele Gebäude werden mit modernster Technik
ausgestattet, um sie energietechnisch auf niedrigerem Niveau
zu halten und die kostenlose Kraft der Sonne zu nutzen.
Um sowohl das gestalterische Einfühlungsvermögen als auch das
technische Wissen über bauliche Möglichkeiten „unter einen Hut
zu bringen“, bedarf es der Planung durch einen erfahrenen Fach-
mann, wie z. B. eine/n Architekten/in, denn nicht jeder, der Plä-
ne zeichnen darf, besitzt diese Fähigkeiten. Gute Architektur
braucht einen verständigen und verantwortungsbewussten Bau-
herrn und einen befähigten Architekten, der die noch weitgehend
intakte und schöne Landschaft zu erhalten versucht.

Dachform, Dachneigung und Dachüberstände
Das Dach als oberer „Abschluss“ des Hauses ist mit das prägendste
Element eines Baukörpers. Es sollte deshalb mit klaren Kontu-



13

Hoch- und Tiefbau
Schlüsselfertiges Bauen

Sollingtor 15, 37154 Northeim, Tel.: 05551/98761-0, Fax -19

Heiko Schaper
Sachverständiger für Holz- u. Bautenschutz

Schadenanalyse – Gutachten
Kelleraußen- u. Innenabdichtung

Rissverpressung- Bodenflächenabdichtung
Horizontalsperren- Holzschutzinjektionen

Schützenstr. 5, 37574 Einbeck
Tel. 0 55 61 / 98 15 64, Fax 0 55 61 / 98 15 65
www.schaper-sanierung.de www.ist-ihr-haus-gesund.de

Ausführung mit Garantie
Bautenschutz

Schaper
Bausanierung

Baugeschäft Baugesellschaft

Bauträger

Bauunternehmen

Bausanierung
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ren und möglichst wenig Störfaktoren (wie z. B. Gauben, Quer-
und Seitengiebeln, Dacheinschnitten etc.) ausgebildet werden.
Die Belichtung von Dachräumen sollte überwiegend durch Gie-
belfenster erfolgen.
Das symmetrische Satteldach ist die vorherrschende Form im
Landkreis Northeim und die Neigung beträgt in der traditio-
nellen Bauweise 42 – 48 Grad. Bei eingeschossigen Häusern soll-
te auch heute noch eine Neigung von ca. 40 Grad angestrebt
werden, es sei denn, dass die Einfügung in die nähere Umge-
bung oder ein rechtsgültiger Bebauungsplan eine andere Nei-
gung erfordern.
In Ausnahmefällen oder in kleinstädtisch geprägten Gebieten
können bei guter Gestaltung und Solarenergienutzung auch an-
dere Dachformen, wie versetzte Pultdächer, in Frage kommen.
Die überlieferte Dachform war mit sehr knappen Dachüber-
ständen ausgestattet. Ein Haus mit kurzen Dachüberständen zu
planen, bedeutet nicht, wie mitunter behauptet wird, dass da-
mit die Außenwände schutzlos der Witterung ausgesetzt wären.
Häuser, die mehrere hundert Jahre alt sind, ohne Schaden zu
nehmen, beweisen oft das Gegenteil.

Dachdeckung
Weil das Orts- und Landschaftsbild entscheidend durch die Dach-
landschaft geprägt wird, sollte gerade die Wahl des Dach-
deckungsmaterials durchdacht werden. Die traditionelle Dach-
deckung war der Sollingsandstein, danach der naturrote
Hohlziegel, der heute wieder sehr beliebt ist und in leicht ab-
gewandelter Form als Hohlfalzziegel verwendet wird. Land-
wirtschaftliche und gewerbliche Gebäude können auch mit kos-
tengünstigeren Materialien gedeckt werden. In Randlagen und
im Außenbereich sollte man allerdings bedenken, dass Dächer
weit in die Landschaft hinein wirken und sichtbar sind. Das
Deckungsmaterial sollte deshalb mit der umgebenden Landschaft
harmonieren, wie z. B. die naturrote Ziegelfarbe.

Dachgauben und Dachaufbauten
Früher dienten die Dächer nicht als Wohnraum, sondern wur-
den als Speicher genutzt. Deshalb wurden nur selten Dachauf-
bauten oder Dachgauben geplant und ausgeführt. Auch heute

kann durch geschickte Grundrissplanung der Wohnraum
im Dach über die Giebelfenster ausreichend be-

lichtet werden. Bei längeren Gebäuden
sollten unverzichtbare

Dachaufbau-
ten mög-

lichst

klein gehalten und mit großem Abstand von den Dachrändern
ausgebildet werden, um die Konturen des Daches, die das Ge-
bäude prägen, nicht zu stören. Als Faustregel gilt: Je steiler die
Dachneigung des Daches, desto größer können Gauben ausge-
bildet werden ohne störend zu wirken.

Anbauten
Es ist üblich, Anbauten im rechten Winkel mit in das Haupt-
dach eingebundenem Satteldach, am Giebel mit gleicher First-
richtung oder in abgeschleppter Form vorzusehen. Bei geschickter
Standortwahl kann damit gleichzeitig ein Schutz für die Ter-
rasse vor Lärm, Wind und Einsicht entstehen. Werden Anbau-
ten für Garagen und Nebengebäude an einer Grundstücksgrenze
errichtet, so ist zu bedenken, dass diese Anbauten nach der-
zeitiger Rechtslage nicht für Wohnzwecke oder andere Haupt-
nutzungen vorgesehen werden dürfen.

Balkone
Ein Balkon beeinflusst ebenso wie ein Anbau das Erscheinungsbild
des Hauses. Ein Balkon benötigt eine ausreichende Tiefe und
Breite, um überhaupt nutzbar zu sein. Ein acht Meter langer,
aber nur einen Meter breiter Balkon zum Beispiel kann schlecht
genutzt werden. Der Balkon dient bei Mehrfamilienhäusern als
Ersatz für die fehlende Terrasse. Bei Einfamilienhäusern mit Gar-

ten und Terrasse sollte deshalb überlegt werden, ob ein zu-
sätzlicher Balkon überhaupt erforderlich ist. Der Balkon

sollte einen positiven gestalterischen Akzent setzen und
deshalb in Proportion und Detail ausgewogen vor

den Hauptbaukörper gestellt werden.

Fensterformate
Mit Fenstern und deren Anordnung in der
Fassade wird das Gesicht ihres Hauses ge-
bildet. Das rechteckige stehende Fen-
sterformat eignet sich gut, um der Wand
ein harmonisches Aussehen zu geben.

14
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Das öffentliche Baurecht7.

Achten Sie deshalb, wenn möglich, auch auf eine gewisse Sym-
metrie und verwenden Sie nicht zu viele verschiedene Fen-
sterformate. Die Proportion der Fenstergrößen sollte am gan-
zen Haus beibehalten werden. Besonderes Augenmerk ist auf
die Anordnung der Fenster zu legen, weil ein ausgewogenes
Verhältnis zwischen geschlossener Wandfläche und Öffnun-
gen anzustreben ist.

Wintergärten
Wie bereits bei den „Anbauten“ erwähnt, sollte auch bei der Pla-
nung eines Wintergartens der Standort geschickt gewählt wer-
den. Üblich wird er aus leichten Baustoffen und großen Glas-
flächen erstellt, wobei zu beachten ist, dass gerade im Sommer
für genügend Zu- und Abluft zu sorgen ist. Die Sonnenein-
strahlung erwärmt ansonsten vielfach ungewollt das ganze Haus.
Deshalb sollte auch die Möglichkeit einer Beschattung des Win-
tergartens geplant werden. Durch unfachmännische Konstruk-
tionen oder Nichtbeheizung kann sich dagegen im Winter an
den Glasscheiben Kondenswasser bilden.

Baumaterialien
Hier gilt der Grundsatz: Weniger ist mehr. Wenn zu viele ver-
schiedene Baumaterialien am gleichen Baukörper verwendet wer-
den, kann dies nicht nur unschön wirken, sondern auch zu ech-
ten Spannungen führen. Verschiedene Materialien dehnen
sich unterschiedlich aus und können bei unfachmännischer Pla-
nung auch zu Schäden am Bauwerk führen. Verblechungen am
Gebäude sollten jeweils aus dem gleichen Werkstoff bestehen.
Schon in alter Zeit wurden Gebäude aus wenigen Baustoffen
wie Ziegel, Naturstein, Holz, Kalk und Glas erstellt. Manchmal
überlebten sie Jahrhunderte.

Geländeanpassung
Nicht das Gelände sollte sich dem Haus anpassen, sondern das
Gebäude sollte dem Geländeverlauf angepasst werden. Ein Hang-
grundstück ist zweifellos schwieriger zu bebauen, als ein na-
hezu ebenes Grundstück . Deshalb sollten es sich gehbehinderte
und ältere Menschen auch reiflich überlegen, ob sie ihr Haus

in einer Hanglage errichten wollen oder ob es nicht doch bes-
ser wäre, ein besser geeignetes Baugrundstück ausfindig zu ma-
chen. Außer in hoch- oder grundwassergefährdeten Baugebieten
sollten höchstens zwei bis drei Eingangsstufen geplant werden.
Das natürliche Gelände sollte weitgehend unverändert beibe-
halten werden.

Eingrünung und Gartengestaltung
Wenn Sie sich schon bei der Planung des Hauses Gedanken über
die Gartengestaltung machen, können Sie den Garten später bes-
ser nach Ihren Bedürfnissen anlegen. Die Grundstücke sind meist
knapp bemessen und deshalb ist eine gründliche Planung Vor-
aussetzung für eine optimale Flächennutzung.

7.1 Bauplanungsrecht

Allgemeines
Das öffentliche Baurecht umfasst die Gesamtheit der Rechts-
vorschriften, die die bauliche Nutzung des Bodens regeln. Es 
lässt sich in das Bauplanungsrecht und das Bauordnungsrecht
(siehe Kapitel 7.2) unterteilen. Das Bauplanungsrecht beschäf-
tigt sich mit dem Einfügen des Vorhabens in die Umgebung, das
Bauordnungsrecht regelt die Ausführung auf dem Grundstück
und das Genehmigungsverfahren.
Das Bauplanungsrecht ist im Wesentlichen im Bundesgesetz Bau-
gesetzbuch (BauGB) sowie in der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) bundeseinheitlich geregelt. Darin geht es vor allem

darum, welche baulichen Anlagen („Was?“) an welchem Stan-
dort („Wo?“) zulässig sind. 

Jedes Grundstück ist nach seiner Lage einem der folgenden Be-
reiche zugeordnet: 

• Geltungsbereich eines (qualifizierten oder Vorhaben bezo-
genen) Bebauungsplans 

• im Zusammenhang bebauter Ortsteil 
• Außenbereich 

Als Bauinteressent sollten Sie sich rechtzeitig bei der Gemeinde
über die für Ihr Grundstück geltenden Vorschriften, insbesonde-
re den Inhalt von Bebauungsplänen informieren. Wenn ein Vor-
haben (z. B. Neubau, Umbau, Erweiterung oder Nutzungsände-
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rung baulicher Anlagen) dem öffentlichen Baurecht entspricht,
haben Sie einen Rechtsanspruch auf die Baugenehmigung.

Bauleitpläne
Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bau-
leitplan) und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan). Un-
ter Abwägung der öffentlichen und privaten Belange sollen die
Gemeinden die Bauleitpläne aufstellen, sobald und soweit es für
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Ne-
ben einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und einer
sozialgerechten Bodennutzung haben die Bauleitpläne zum Ziel,
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln.
Der Flächennutzungsplan gilt für das gesamte Gemeindegebiet.
Darin ist die Art der Bodennutzung dargestellt, die sich aus der
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergibt und die den
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde entspricht. Der
Flächennutzungsplan ist eine grobe Übersicht. Dargestellt wer-
den z. B. Wohnbauflächen, gewerbliche Bauflächen und Flächen
für die Landwirtschaft.

Konkrete und detaillierte Festsetzungen über die Zulässigkeit
von Vorhaben enthält der Bebauungsplan. Er wird in aller Re-
gel aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
Der Bebauungsplan enthält aus städtebaulichen Gründen ge-
troffene rechtsverbindliche Festsetzungen für seinen festgelegten
räumlichen Geltungsbereich, z. B:
• die Art der baulichen Nutzung (Wohngebiet, Dorfgebiet, Ge-

werbegebiet)
• das Maß der baulichen Nutzung (zulässige Grundfläche, Ge-

schossfläche, Geschosszahl, Höhe baulicher Anlagen)
• die Bauweise (Einzelhaus, Doppelhaus)
• die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen, über die Sie nicht

bauen dürfen bzw. Baulinien, an die Sie direkt bauen müssen)
• die freizuhaltenden Pflanzstreifen und Grünflächen

Darüber hinaus können spezielle Gestaltungsvorgaben als ört-
liche Bauvorschriften in Bebauungsplänen festgelegt sein, wie
die Dachneigung oder die Farbgebung einzelner Bauteile. 

Ausnahmen und Befreiungen
Ausnahmen können zugelassen werden, soweit sie nach Art und
Umfang im Bebauungsplan oder in der Baunutzungsverordnung
vorgesehen sind.
Bei einer untergeordneten Abweichung von Festsetzungen kann
eine Befreiung zugelassen werden, wenn die Grundzüge der ge-
meindlichen Planungsabsichten nicht berührt und nachbarliche
Interessen nicht verletzt werden. Individuelle personenbezoge-
ne Gründe des Bauherrn rechtfertigen keine Befreiung. 
Als Bauherr sollten Sie einen Befreiungswunsch vor Antragstellung
mit der Gemeinde und der Baugenehmigungsbehörde abstimmen.

Das öffentliche Baurecht7.

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs 1 Nr 1 des Baugesetzbuches - BauGB)
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs 1 Nr 1 BauGB § 16 BauNVO)

Geschoßflächenzahl

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse

zwingend

BAUWEISE. BAULINIEN. BAUGRENZEN.
(§ 9 Abs 1 Nr 2 BauGB § 22 UND 23 BauNVO)

Offene Bauweise
nur Einzel- und Doppelhäuser
zulässig

Baugrenze

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs 1 Nr 11BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegen-
über Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung

Fuß- und Radweg

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß anderer
Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs 1 Nr 4 11 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs 1 Nr 15 BauGB)

Spielplatz öffentlich
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Blockhausvertrieb Baggerbetrieb

Containerdienst
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Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
Grundstücke, die nicht im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans liegen, befinden sich entweder innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile (unbeplanter Innenbereich) oder
im Außenbereich.
Ortsteil ist jeder Bebauungskomplex im Gebiet einer Gemeinde,
der nach der Zahl der vorhandenen Bauten ein gewisses Gewicht
besitzt und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist. Ein
Grundstück - ob bebaut oder unbebaut - liegt innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die aufeinanderfolgende
Bebauung trotz etwa vorhandener Baulücken den Eindruck der
Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit vermittelt und die zur
Bebauung vorgesehene Fläche selbst diesem Zusammenhang an-
gehört und durch die umgebende Bebauung geprägt wird. Die
Gemeinde kann die Grenzen für im Zusammenhang bebaute Orts-
teile auch durch Satzung festlegen.
Innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils ist ein
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, der Bauweise und der zu überbauenden Grund-
stücksfläche harmonisch in die Eigenart der näheren Umgebung
einfügt. Es dürfen insbesondere auch keine für die Umgebung
unzumutbaren Belästigungen und Störungen entstehen.
Je einheitlicher die bauliche Struktur der Umgebung ist, desto
enger ist der Rahmen, der grundsätzlich nicht überschritten wer-
den darf. Beispiele: Sind die Grundstücke der näheren Umge-
bung maximal zu 20 Prozent überbaut, kann eine Überbauung
von 30 Prozent nicht genehmigt werden. Sind die Grundstücke
der näheren Umgebung nur auf ihren in Straßennähe liegen-
den Teilen bebaut, wird eine bauliche Anlage auf rückwärtigen
Grundstücksteilen nicht zulässig sein. In einer Umgebung, die
einheitlich von Wohngebäuden geprägt ist, können Geschäfts-
und Bürogebäude nicht zugelassen werden.
Bei der Beurteilung der Eigenart der näheren Umgebung und
der Frage des Einfügens einer geplanten Bebauung kann es na-
turgemäß zu unterschiedlichen Standpunkten zwischen Bauin-
teressent und Gemeinde bzw. Baugenehmigungsbehörde kom-
men. Ein Gespräch im Vorfeld Ihrer Planung kann spätere
Umplanungen und Rechtsstreit vermeiden helfen.

Vorhaben im Außenbereich
Der Außenbereich ist vorrangig sogenannten privilegierten Vor-
haben vorbehalten. Das sind insbesondere bauliche Anlagen, die
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben dienen oder die we-
gen ihrer besonderen Anforderungen an die Umgebung oder
ihrer besonderen Zweckbestimmung nicht in bebauten Berei-
chen oder der Nähe bebauter Bereiche möglich sind (z. B. Groß-
ställe, Windkraftanlagen, Wasserkraftwerke, Kläranlagen, Fern-
meldetürme).
Sonstige - nicht privilegierte - Vorhaben können im Einzelfall
zugelassen werden, wenn öffentliche Belange (z. B. Natur- und
Landschaftsschutz, Immissionsschutz, Wasserversorgung, Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans) nicht beeinträchtigt
werden. Eine relativ geringe Beeinträchtigung genügt allerdings,
um eine Baugenehmigung auszuschließen. Eine Wohnbebau-
ung, die nicht im Zusammenhang mit einer privilegierten Nut-
zung steht, ist grundsätzlich nicht genehmigungsfähig.
Um dem Strukturwandel in der Landwirtschaft Rechnung zu tra-
gen, können allerdings Gebäude privilegierter Betriebe längstens

sieben Jahre nach Betriebsaufgabe unter erleichterten Voraus-
setzungen einer Nutzungsänderung zugeführt werden. Diese
Nutzungsänderungen sollen ohne wesentliche bauliche Ände-
rungen vollzogen werden. Die bauliche Anlage muss erhal-
tenswert und nach Konstruktion und Substanz für die Aufnahme
der neuen Nutzung geeignet sein.

Einvernehmen der Gemeinde und Erschließung 
Die Gemeinde ist im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen.
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le und im Außenbereich sowie Ausnahmen und Befreiungen darf
die Baugenehmigungsbehörde nur zulassen, wenn die Gemeinde
zuvor ihr Einvernehmen erteilt hat. Diese Voraussetzung sichert
die sogenannte Planungshoheit der Gemeinde. Bei Vorhaben im
Geltungsbereich eines Bebauungsplans ist kein Einvernehmen
erforderlich, weil die Gemeinde mit dem Bebauungsplan ihre
Planungsabsichten schon in Form einer Satzung allgemeingül-
tig festgelegt hat.
In jedem Fall darf die Baugenehmigungsbehörde ein Vorhaben
nur genehmigen, wenn die Gemeinde vorher festgestellt hat, dass
die Erschließung gesichert ist. Zur Erschließung gehören die ver-
kehrsmäßige Anbindung des Baugrundstücks sowie die Ver- bzw.
Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser. 

7.2 Bauordnungsrecht
Die Niedersächsische Bauordnung
Während das Bauplanungsrecht im Baugesetzbuch (BauGB) be-
stimmt, wo Bauwerke errichtet werden dürfen, regelt die Nieder-
sächsische Bauordnung (NBauO) die ordnungsrechtlichen Anfor-
derungen an ein Bauwerk objektbezogen. Gefahrenabwehr,
Verhinderung von Verunstaltungen sowie soziale und ökologische
Standards werden detailliert durch Einzelbestimmungen der Bau-
ordnungen und einer Vielzahl von Spezialverordnungen bzw. tech-
nischen Baubestimmungen geregelt. Zuständig für die Durchführung
der Baugenehmigungsverfahren und für das Ergreifen ordnungs-
behördlicher Maßnahmen bei baurechtswidrigen Zuständen (Bei-
spiele: Nutzungsuntersagung, Rückbau, Abriss) sind die unteren Bau-
aufsichtsbehörden. Dies sind der Landkreis Northeim sowie die Städte
Northeim und Einbeck (jeweils für ihre Gebiete).

Die NBauO wird ergänzt durch weitere Rechtsvorschriften. Die
wichtigsten sind u.a.:
• Bauvorlagenverordnung
• Durchführungsverordnung
• Bautechnische Prüfungsverordnung

Hinzu kommen spezielle Verordnungen oder Richtlinien zu be-
sonderen, größeren Bauten, z. B.:
• Garagenverordnung
• Arbeitsstättenverordnung
• Schulbaurichtlinie
• Versammlungsstättenverordnung
• Verkaufsstättenverordnung

Bei den letztgenannten baulichen Anlagen sollte wegen der Kom-
plexität der bauaufsichtlichen Anforderungen ein Beratungs-
und Abstimmungsgespräch erfolgen.
Die Niedersächsische Bauordnung unterscheidet zwischen fol-
genden Verfahren:
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Genehmigungsfreie Baumaßnahmen gem. § 69 NBauO –
Anhang
Der Anhang zu § 69 NBauO nennt eine Reihe von Baumaß-
nahmen, die ohne Baugenehmigung errichtet werden dürfen.
Dazu gehören bauliche Maßnahmen mit geringen Ausmaßen,
wie z. B. der Einbau von Öffnungen für Fenster und Türen in
fertiggestellten Wohngebäuden.
Die in § 69 NBauO und in seinem Anhang genannten Bau-
maßnahmen sind zum Teil aufgrund ihrer geringen Größe ge-
nehmigungsfrei. Andere Baumaßnahmen wie zum Beispiel
kleinere Zeltbauten sind genehmigungsfrei, weil sie nur für kur-
ze Zeit errichtet werden.
Auch die Nutzungsänderung bedarf keiner Genehmigung,
wenn das Baurecht an die neue Nutzung keine anderen oder
weitergehenden Anforderungen stellt. So kann z. B. die Nut-
zung einer Wohnung zu Bürozwecken genehmigungsfrei sein,
wenn dies planungsrechtlich zulässig ist bzw. kein zusätzlicher
Verkehr entsteht bzw. mehr Stellplätze erforderlich werden. Da-
gegen ist z. B. die Umnutzung einer Garage an der Grenze zu
einem Lagergebäude genehmigungspflichtig.
Die Umnutzung von Räumen im Dachgeschoss eines Wohnge-
bäudes mit nur einer Wohnung in Aufenthaltsräume oder sa-
nitäre Anlagen, die zu dieser Wohnung gehören, sind ebenfalls
genehmigungsfrei.
Reine Instandsetzungsarbeiten bedürfen auch keiner Genehmi-
gung, im Gegensatz zu Substanzerneuerungen. Durch diese Re-
gelung soll der Bestandsschutz gedeckt bleiben. Bei insbesonde-
re statisch erforderlichen Erneuerungen und einigen baulichen
Veränderungen der Außengestaltung wird dieser Bestandsschutz
jedoch überschritten. Diese sind genehmigungspflichtig.
Wichtig: 
In den erläuterten Fällen entfällt lediglich das Baugeneh-
migungsverfahren. Die Bauten müssen aber die sonstigen
Vorschriften des öffentlichen Baurechts einhalten (z. B.
Brandschutz- und Grenzabstandsbestimmungen etc.)! Ins-
besondere dürfen die Vorhaben nicht gegen das städte-
bauliche Planungsrecht verstoßen. Die Regelungen eines Be-
bauungsplanes oder die Bestimmungen zum Bauen im
Außenbereich sind also bei der Errichtung genehmigungs-
freier Bauten zu berücksichtigen.

Beispiel:
Ein Bauherr hat im Bebauungsplangebiet (Innenbereich) ein
Wohnhaus gebaut und beabsichtigt jetzt, einen kleinen Gerä-
teschuppen auf seinem Grundstück zu errichten. Ein Gebäu-
de ohne Aufenthaltsräume, Toiletten und Feuerstätten, das nicht
mehr als 40 m3 Rauminhalt hat und weder Verkaufs- noch Aus-

stellungszwecken dient, ist gemäß Ziffer 1.1 des Anhangs zu
§ 69 NBauO genehmigungsfrei. Aber: Wo das Gebäude errichtet
werden darf, richtet sich nach den Vorschriften des Baupla-
nungsrechts. Somit muss der Bebauungsplan beachtet wer-
den. Das bedeutet, dass Gebäude nicht an Stellen errichtet wer-
den dürfen, die nach dem Bebauungsplan von Bebauungen
freizuhalten sind. Außerdem müssen z. B. auch die Grenzab-
standsvorschriften der NBauO berücksichtigt werden.

Außerdem kann für baurechtlich genehmigungsfreie Maß-
nahmen eine Genehmigung nach anderen Gesetzen, wie z.
B. dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz (NDSchG),
erforderlich sein. Der Bauherr muss eine solche Genehmigung
auch tatsächlich beantragen. In Zweifelsfällen sollten Sie sich
frühzeitig erkundigen, welche Genehmigungen erforderlich sind.
Nachfolgend aufgelistet sind die im Anhang zu § 69 NBauO auf-
geführten genehmigungsfreien Anlagen, die von wesentlicher
Bedeutung sind:

• Gebäude und Vorbauten im Innenbereich ohne Aufent-
haltsräume, Toiletten und Feuerstätten, die nicht mehr als
40 m3 (im Außenbereich 20 m3) Brutto-Rauminhalt haben
und weder Verkaufs- noch Ausstellungszwecken dienen

• Gewächshäuser im Innenbereich bis 30 m3 Brutto-Raumin-
halt

• Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren in und an
Dach- und Außenwänden (Achtung: Die Errichtung der o. a.
Anlagen sind an Baudenkmälern genehmigungspflichtig
nach dem NDSchG. Außerdem können gestalterische An-
forderungen der Genehmigungsfreiheit entgegenstehen)

• Schornsteine in und an vorhandenen Gebäuden
• Einfriedungen im Innenbereich bis 1,80 m Höhe über der Gelän-

deoberfläche; Stützmauern bis 1,50 m Höhe über der Gelän-
deoberfläche

• Selbständige Aufschüttungen und Abgrabungen bis 3 m Höhe
oder Tiefe (im Außenbereich nur, wenn die Aufschüttungen
und Abgrabungen nicht der Herstellung von Teichen dienen
oder nicht mehr als 300 m2 Fläche haben) 

• Wände, Decken, Pfeiler, Stützen und Treppen – ausgenom-
men Außenwände, Gebäudetrennwände und Dachkon-
struktionen – in fertig gestellten Wohngebäuden und fer-
tig gestellten Wohnungen

• Wände und Decken, die weder tragend noch aussteifend sind
und nicht feuerbeständig oder feuerhemmend sein müssen,
in fertig gestellten Gebäuden

• Öffnungen für Fenster und Türen in fertig gestellten Wohn-
gebäuden und Wohnungen (Achtung: Bei Baudenkmalen ge-
nehmigungspflichtig nach dem NDSchG)

Baugenehmigungsverfahren NBauO
(schematische Darstellung)

Genehmigungsfreie
Baumaßnahmen

§ 69 NBauO

Genehmigungsfreie
Wohngebäude
§ 69 a NBauO

Vereinfachtes
Baugenehmigungs-

verfahren
§ 75 a NBauO

Normales
Baugenehmigungs-

verfahren,
Bauvorbescheid

§§ 68, 74, 75 NBauO

Sonder-
genehmigungs-

verfahren
§§ 70, 82, 83, 84 NBauO
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• Dacheindeckungen, wenn sie nur gegen vorhandene ausge-
wechselt werden (Achtung: Bei Baudenkmalen genehmi-
gungspflichtig nach dem NDSchG)

• Dächer von vorhandenen Wohngebäuden einschließlich der
Dachkonstruktion ohne Änderung der bisherigen äußeren Ab-
messungen (Achtung: Bei Baudenkmalen genehmigungs-
pflichtig nach dem NDSchG).

Das Bau- und Umweltamt berät Sie gerne bei allen Fragen rund
um das Bauen – auch wenn es um genehmigungsfreie Vorha-
ben geht!

Freistellungsverfahren gem. § 69 a NBauO (Bauanzeige) für
Wohngebäude geringer Höhe 
§ 69 a NBauO bestimmt, unter welchen Voraussetzungen Bau-
ten vom Genehmigungsverfahren freigestellt sind.
Keiner Baugenehmigung bedarf in Baugebieten, die ein Be-
bauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1 oder 2 des Baugesetz-
buchs als Kleinsiedlungsgebiete oder als reine, allgemeine oder
besondere Wohngebiete festsetzt (Dies gilt nicht in Misch-, Dorf-
oder Gewerbegebieten bzw. im unbeplanten Innenbereich bzw.
Außenbereich),

• die Errichtung von Wohngebäuden geringer Höhe (Gebäu-
de geringer Höhe sind Gebäude, in denen jeder Aufent-
haltsraum mit seinem Fußboden höchstens 7 m über der
Geländeoberfläche liegt),

• Nebengebäuden und Nebenanlagen für diese Wohngebäude

ausgenommen unterirdische Garagen mit mehr als 100 m2 Nutzfläche

Die gilt allerdings nur, wenn

1. das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplanes
nicht widerspricht oder notwendige Ausnahmen oder Be-
freiungen erteilt sind,

2. die Gemeinde dem Bauherrn bestätigt hat, dass
a) die Erschließung gesichert ist
b) sie die vorläufige Untersagung nicht beantrgen wird,
und

3. die Anforderungen der NBauO an die Qualifikation des
Entwurfsverfassers (Architekt, Bauingenieur), den Erstel-
ler der Statik sowie des Schall- und Wärmeschutznach-
weises erfüllt sind.

Das Verfahren gilt auch für Änderungen und Nutzungsände-
rungen von baulichen Anlagen, die nach Durchführung dieser
Baumaßnahmen bauliche Anlagen im Sinne der o. a. Punkte sind.

Was muss der Bauherr tun?
Der Bauherr hat bei der Gemeinde den Entwurf, ausgenommen
die bautechnischen Nachweise (Statik, Wärme- u. Schall-
schutz), die Entwurfsverfassererklärung und die Sachverstän-
digenerklärung einzureichen.

Wichtig:
Weicht das Bauvorhaben von den Bestimmungen des Bebau-
ungsplanes, der Niedersächsischen Bauordnung oder anderen Vor-
schriften des öffentlichen Baurechts ab, muss dies gesondert be-
antragt und von der Bauaufsichtsbehörde geprüft und beschieden
werden. Gleiches gilt übrigens auch für die Fälle, in denen der
Bauaufsichtsbehörde bei der Beurteilung des Vorhabens ein Er-
messen zusteht, z. B. das Vor- und Zurücktreten von Gebäude-
teilen bei Baulinien oder Baugrenzen.
Die Durchführung der Baumaßnahme darf nicht vom Entwurf
abweichen.

Stellt die Bauaufsichtsbehörde etwa bei einer späteren Über-
prüfung fest, dass das Vorhaben vom Plan abweicht, ist
nachträglich ein Baugenehmigungsverfahren erforderlich.
Auch ein genehmigungsfreies Vorhaben muss alle Vorgaben
des öffentlichen Baurechts, z. B. zu Grenzabständen, zulässi-
ger Höhe, zum Brandschutz etc. einhalten. Es entfällt ledig-
lich das Baugenehmigungsverfahren. Bei einem Verstoß ge-
gen Bauvorschriften können eine Reihe von Maßnahmen
angeordnet werden. Bei gravierenden Verstößen sogar der Rück-
bau. Verstößt ein Gebäude gegen Vorschriften des Baurechts,
die dem Schutz der Nachbarn dienen, kann der betroffene Nach-
bar das Verwaltungsgericht anrufen und verlangen, dass
bauliche Korrekturen erfolgen. Schließlich liegt regelmäßig auch
eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn ein Gebäude abweichend
vom eingereichten Planentwurf oder vom Baurecht errichtet
wird. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einem Bußgeld geahndet
werden.

Wenn nach anderen Vorschriften, z. B. dem Denkmal-
schutzgesetz, eine besondere Genehmigung erforderlich ist,
muss der Bauherr diese Genehmigung, ungeachtet der Ge-
nehmigungsfreiheit des Vorhabens, einholen.
Ein Bauherr kann auch für ein genehmigungsfreies, anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben einen Bauantrag stellen und damit die
Durchführung eines Baugenehmigungsverfahrens beantragen.
Der Grund hiefür können ein höheres Maß an Rechtssicherheit
oder befürchtete Einwände aus der Nachbarschaft sein. Im letz-
teren Fall kann die Baugenehmigung dem Nachbarn zugestellt
werden. Der Nachbar hat dann einen Monat Zeit, um Wider-
spruch einzulegen.
Sofern die Entwurfszeichnungen von einem Techniker oder Mei-
ster verfasst wurden, ist ein „normales“ Baugenehmigungs-
verfahren durchzuführen. Den Architekten und Bauingenieuren
als Planverfassern wird im Freistellungsverfahren somit eine er-
höhte Verantwortung übertragen, weil ausschließlich sie dafür
verantwortlich sind, ob bei der Fertigstellung der Bauunterla-
gen die einschlägigen Bauvorschriften berücksichtigt wurden.
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Der Landesgesetzgeber hat deswegen auch geregelt, dass die
Entwurfsverfasser ausreichend berufshaftpflichtversichert sein
müssen und dass bei Verstößen empfindliche Geldbußen als Ord-
nungswidrigkeiten ausgesprochen werden sollen.

Vorteil des Anzeigeverfahrens nach § 69 a NBauO: Im Vergleich
zum „normalen“ Baugenehmigungsverfahren werden Zeit und
Kosten gespart.

Nachteil: Für die Einhaltung der Vorschriften des Baurechts sind
allein der Entwurfsverfasser und der Bauherr verantwortlich.
Verstöße gegen das öffentliche Baurecht, die im Genehmi-
gungsverfahren von der Bauaufsichtsbehörde ohne größeren
Aufwand korrigiert werden könnten, werden bei einem ge-
nehmigungsfreien Vorhaben oftmals erst nach der Bauaus-
führung deutlich. Dann kann ein rechtmäßiger Zustand mög-
licherweise nur mit einem hohen (auch finanziellen) Aufwand
wieder hergestellt werden.

Das Risiko hierfür tragen bei genehmigungsfreien Vorhaben
gem. § 69 a NBauO der Entwurfsverfasser und der Bauherr. 

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren gem. § 75 a NBauO
Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nennt verschie-
dene Vorhaben, für die die Einhaltung der bauordnungsrecht-
lichen Anforderungen nur eingeschränkt geprüft wird.

Hierzu gehören:

1. Wohngebäude (das sind Gebäude, in denen jeder Auf-
enthaltsraum mit seinem Fußboden höchstens 7 m über
der Geländefläche liegt), ausgenommen Hochhäuser,
auch mit Räumen für freie Berufe, wenn die Gebäude über-
wiegend Wohnungen und deren Nebenzwecken dienen-
de Räume enthalten

2. eingeschossige Gebäude bis 200 m2 Grundfläche

3. landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit nicht mehr als
einem Geschoss bis 1000 m2 Grundfläche und Dachkon-
struktionen bis 6 m Stützweite, bei fachwerkartigen Dach-
bindern bis 20 m Stützweite. Geschosse zur ausschließ-
lichen Lagerung von Jauche und Gülle bleiben
unberücksichtigt

4. Gebäude ohne Aufenthaltsräume mit nicht mehr als drei
Geschossen und bis 100 m2 Grundfläche.

Bei diesen Vorhaben prüft die Bauaufsichtsbehörde die Bau-
vorlagen nur auf ihre Vereinbarkeit mit 
• dem städtebaulichen Planungsrecht
• den Grenzabstandsvorschriften
• den Vorschriften über notwendige Einstellplätze
• den Vorschriften über den Brandschutz und die Standsi-

cherheit bei unterirdischen Garagen mit mehr als 100 m2 Nutz-
fläche sowie bei Wohngebäuden, die nicht Gebäude gerin-
ger Höhe sind

• den sonstigen Vorschriften des öffentlichen Rechts, wie z.B.
die Beseitigung von Abwässern oder die Vereinbarkeit der Bau-

vorlagen mit den Anforderungen des Niedersächsischen Ge-
setzes über Spielplätze 

Wichtig:
• Lediglich die Prüfung eines Bauvorhabens durch die Bau-

aufsicht wird eingeschränkt. Die Vorschriften des Baurechts
sind uneingeschränkt zu beachten! 

• Der Entwurfsverfasser und der Bauherr tragen die Verant-
wortung dafür, dass das Bauvorhaben auch in den Punkten,
in denen eine Prüfung durch die Bauaufsichtsbehörde nicht
erfolgt, dem öffentlichen Baurecht entspricht.

• Wenn bei einer Kontrolle des Bauvorhabens durch die Bau-
aufsichtsbehörde nach der Fertigstellung Verstöße gegen das
Baurecht festgestellt werden, kann die nachträgliche Kor-
rektur, d. h. unter Umständen auch der Rückbau, gefordert
werden.

„Normales“ Genehmigungsverfahren gem. §§ 68 und 75
NBauO
Gemäß § 68 NBauO bedürfen Baumaßnahmen der Genehmi-
gung durch die Bauaufsichtsbehörde, falls die NBauO für be-
sondere Fälle – wie oben aufgeführt - keine abweichenden Re-
gelungen trifft.
Grundsätzlich ist also für die Errichtung von Gebäuden, wie z.
B. Wohnhäusern, Garagen, Anbauten eine Baugenehmigung er-
forderlich – soweit nicht das Freistellungsverfahren gemäß 
§ 69a NBauO in Anspruch genommen wird. Entspricht das Bau-
vorhaben dem öffentlichen Baurecht, besteht ein Rechtsanspruch
auf Genehmigungserteilung.
Die Baugenehmigung wird schriftlich erteilt. Gleichzeitig wer-
den die Gebühren für die Genehmigung vom Bauherrn ange-
fordert. 

Bauantrag
Gemeinde

Landkreis Bauaufsicht

zentrale
Informationsstelle

– Registrierung, EDV-Erfassung

– Prüfung
– Beteiligung anderer Ämter 

und Dienststellen
– fehlende Unterlagen anfordern

– Vollständigkeitsprüfung
– Eingangsbestätigung
– fehlende Unterlagen anfordern

Bauplanungsrecht

Prüfbezirke

– Prüfung
– Beteiligung anderer Ämter 

und Dienststellen
– fehlende Unterlagen anfordern
– Prüfung

Bauordnungsrecht

Statik

Baugenehmigung
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eine Beteiligung der angrenzenden Grundstückseigentümer am
Baugenehmigungsverfahren vorgesehen.
Allerdings können betroffene Nachbarn den Bauentwurf beim
Landkreis Northeim (in Northeim und Einbeck bei den Stadt-
verwaltungen) oder bei der Gemeinde einsehen. Der Bauherr
hat auf Anfrage die betroffenen Nachbarn namentlich zu be-
nennen und die Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die für
die Unterrichtung des/der Nachbarn erforderlich sind.
Außerdem ist eine Nachbarbeteiligung grundsätzlich vorzu-
nehmen, wenn die Bebauung mit Erteilung von Ausnahmen und
Befreiungen verbunden ist, die nachbarliche Belange berühren.
In diesen Fällen ist dem Nachbarn/den Nachbarn Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben.
Den Nachbarn steht bei einer möglichen Verletzung von nach-
barschützenden Normen (Rechtsvorschriften) ein Widerspruchs-
und Klagerecht zu. (Wichtig: Legt der Nachbar unbegründet Wi-
derspruch oder Klage ein, trägt er die Kosten der Prüfung). Ha-
ben ein oder mehrere Nachbarn Einwendungen gegen die Bau-
maßnahme erhoben, so wird die Baugenehmigung mit dem Teil
der Bauvorlagen, die sich auf die Einwendungen beziehen, auch
dem oder den Nachbarn zugestellt. 

Im Interesse eines zügigen Baugenehmigungsverfahrens emp-
fiehlt es sich immer, strittige Fragen vorab in der Nach-
barschaft gütlich zu klären.

7.3 Rund um das Baugenehmigungs-
verfahren

Wesentliche Bestimmungen der Bauordnung
Die Anforderungen an bauliche Anlagen und die Begriffser-
klärungen finden sich in der Niedersächsischen Bauordnung oder
entsprechenden Spezialverordnungen. Generell gilt für alle bau-
lichen Anlagen und Gebäude, dass Leben, Gesundheit und natür-
liche Lebensgrundlagen nicht bedroht werden dürfen. Weiter-
hin dürfen durch Baumaßnahmen keine unzumutbaren
Belästigungen entstehen.

Abstandsflächen
Grenzabstandsflächen dienen dem Schutz des Nachbarn und sol-
len gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleisten. Die Ab-
standsflächen zwischen Gebäuden bewirken, dass Aufenthaltsräume
das erforderliche Tageslicht und die Belüftung erhalten. Auch wird
dadurch ein Mindestmaß von Privatsphäre gewahrt. Darüber hin-
aus unterstützen diese Regelungen über Abstände den Brandschutz,
indem z. B. der Brandüberschlag behindert wird oder notwendi-
ge Zugänge der Brandbekämpfung freigehalten werden.
Der grundsätzlich einzuhaltende Mindestabstand beträgt 3 m
(offene Bauweise). Untergeordnete Gebäudeteile wie Ein-
gangsüberdachungen, Windfänge, Balkone oder Außentreppen
können diesen Abstand unterschreiten. Direkt an der Grenze oh-
ne Abstände können Nebengebäude errichtet werden. Hierbei
dürfen jedoch bestimmte Maße nicht überschritten werden, z.
B. sind Garagen mit einer maximalen Länge von 9 m bzw. 3 m
Höhe zulässig.
In verdichteten Siedlungsbereichen kann die Gemeinde auch die
sogenannte geschlossene Bauweise ohne Grenzabstand vor-
schreiben (Reihen- oder Doppelhäuser).

Ausnahmen und Befreiungen
Das Bauvorhaben ist genehmigungsfähig, wenn es allen Vor-
schriften des öffentlichen Baurechts entspricht. Allerdings
können im Einzelfall auch Abweichungen (sogenannte Aus-
nahmen und Befreiungen) zugelassen werden.
Ausnahmen sind in den gesetzlichen Vorschriften als solche aus-
drücklich kenntlich gemacht.
Eine Befreiung ist dagegen eine im Gesetz nicht vorgesehene
Abweichung von den Rechtsvorschriften. Eine Befreiung muss
ausdrücklich beantragt werden und ist an bestimmte Voraus-
setzungen gekoppelt. 

Wichtig für den Bauherrn: 
Die Baugenehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach ihrer Erteilung mit der Baumaßnahme begonnen wird
oder wenn die Ausführung drei Jahre unterbrochen worden ist
(§ 77 NBauO). Die Frist kann auf schriftlichen Antrag um jeweils
höchstens drei Jahre verlängert werden. Dieser Antrag muss auf
jeden Fall vor Ablauf der Dreijahresfrist gestellt werden.

Beteiligte im Baugenehmigungsverfahren

Bauherr:
Sie als Bauherr sind dafür verantwortlich, dass die von Ihnen ver-
anlasste Baumaßnahme dem öffentlichen Recht entspricht. Der
Bauherr ist daher in erster Linie der Ansprechpartner für die Bau-
aufsichtsbehörde.

Entwurfsverfasser:
Der Entwurfsverfasser zeichnet verantwortlich für Bauvorlagen.
Dabei hat der Entwurf sowohl den Vorgaben des Baurechts als
auch den technischen Baubestimmungen zu entsprechen. Ver-
tragsgrundlage ist ein Werkvertrag gemäß BGB bzw. VOB. Ab-
hängig von dem angewendeten Bauantragsverfahren kommen
als Entwurfsverfasser Architekten, Bauingenieure, Meister des
Maurer-, des Beton- und Stahlbetonbauer- oder des Zimme-
rer-Handwerks bzw. staatlich geprüfte Technikerinnen und Tech-
niker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau
in Frage. Für die mit der Gestaltung von Innenräumen verbun-
denen genehmigungsbedürftigen baulichen Änderungen dür-
fen als Entwurfsverfasser auch Innenarchitekten tätig werden.

Sachverständige:
Wenn bei der Bauvorlagenerstellung für komplexe Vorhaben be-
sonderer Sachverstand erforderlich ist, kann der Bauherr Sach-
verständige bestellen. Dies können z. B. Statiker, Grünplaner,
Brandschutzexperten, Bodengutachter etc. sein.

Bauunternehmer:
Der Unternehmer wird vom Bauherrn beauftragt, das Bauvor-
haben nach den genehmigten Bauvorlagen zu erstellen. Er ist
dafür verantwortlich, dass die allgemein anerkannten Regeln
der Technik eingehalten werden. Weiterhin muss der Bauun-
ternehmer die vorgeschriebenen Nachweise über die Ver-
wendbarkeit der Bauprodukte und Bauarten erbringen und auf
der Baustelle bereithalten.

Nachbarn:
Nachbarn sind oft in erheblichem Maße von einem Bauvorha-
ben beeinflusst. Trotzdem ist im Baurecht nicht grundsätzlich
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Weil Abstandsvorschriften nachbarschützenden Charakter
besitzen, sollte in Zweifelsfällen auf jeden Fall von der Mög-
lichkeit der Bauberatung Gebrauch gemacht werden.

Bauantrag – Welche Unterlagen (Bauvorlagen) sind erfor-
derlich?
Für einen Bauantrag sind teilweise umfangreiche Unterlagen
zur Beurteilung der Baumaßnahme erforderlich. Vollständige
Bauvorlagen sind eine wesentliche Voraussetzung für ein rei-
bungsloses und kurzes Baugenehmigungsverfahren.
Bitte beachten Sie, dass der Bauantrag formgebunden ist. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die den Antrag bearbeiten, müs-
sen anhand der von Ihnen vorgelegten Unterlagen alle für die Prü-
fung Ihrer Baumaßnahme wichtigen Fragestellungen beurteilen
können. Der Umfang der notwendigen Prüfung – und damit der
erforderlichen Bauvorlagen – ist abhängig von dem beantragten
Projekt. Wenn die eingereichten Bauvorlagen wesentliche Män-
gel aufweisen, soll die Bauaufsichtsbehörde nach dem Willen des
Gesetzgebers die Behandlung des Bauantrages ablehnen. Der da-
mit verbundene Zeitverlust ist ärgerlich; deshalb sollten Sie im-
mer vollständige Unterlagen einreichen.
Die Städte Northeim und Einbeck bearbeiten die Anträge für
ihr Gebiet selbst.

Bauvoranfrage/Bauvorbescheid
Nicht immer lässt sich zweifelsfrei klären, ob ein bestimmtes
Grundstück überhaupt bzw. nach den Vorstellungen des Bau-
herrn bebaut werden kann. Diese Frage spielt oft schon beim
Kauf eines Grundstücks eine wichtige Rolle. Bei derartigen Zwei-
feln hilft eine Bauvoranfrage. Sie kann auch vor dem Kauf ei-
nes Baugrundstücks gestellt werden. Dabei werden einzelne Fra-
gen zu einem Bauvorhaben einer Vorprüfung unterzogen.
Der schriftlichen Anfrage sind die Bauvorlagen beizufügen, die
zur Beurteilung des Bauvorhabens erforderlich sind. Ist z. B. die
Bebaubarkeit eines Grundstücks mit einem Wohnhaus zu prü-
fen, wäre der Anfrage ein Auszug aus der Liegenschaftskarte
beizufügen, in dem das Wohnhaus an der geplanten Stelle ein-
getragen ist. Der Inhalt des Bauvorbescheids bindet die Bau-
genehmigungsbehörde in einem späteren Baugenehmigungs-
verfahren. Die Bindung an einen Vorbescheid erlischt jedoch,

wenn der Bauantrag wesentlich von der Bauvoranfrage abweicht.
Der Bauvorbescheid ist grundsätzlich drei Jahre gültig. Er kann
auf Antrag um jeweils drei Jahre verlängert werden. Dieser An-
trag muss vor Ablauf der Dreijahresfrist gestellt werden. An-
ders als die Teilbaugenehmigung berechtigt der Bauvorbescheid
nicht zu einem Baubeginn.

Teilbaugenehmigung
Bei größeren Projekten und zur schnelleren Umsetzung eines
Bauvorhabens kann der Beginn der Bauarbeiten für die Bau-
grube oder Erdarbeiten und für einzelne Bauteile oder Bauab-
schnitte auf Antrag zugelassen werden. Voraussetzung ist, dass
nach dem Stand der Prüfung gegen eine Teilausführung keine
Bedenken bestehen.

Baubeginn/Bauausführung
Vor Erteilung der Baugenehmigung bzw. der Bestätigung der
Gemeinde hinsichtlich der gesicherten Erschließung sowie der
Nichtbeantragung der vorläufigen Untersagung im Freistel-
lungsverfahren (§ 69a NBauO) darf mit der Ausführung der Bau-
maßnahme nicht begonnen werden. Sie darf außerdem nur so
durchgeführt werden, wie sie genehmigt worden ist bzw. muss
bei Anzeigepflicht dem Entwurf entsprechen.
Die Baugenehmigung und die Bauvorlagen müssen während der
Ausführung von Bauarbeiten an der Baustelle vorliegen. Beim
Anzeigeverfahren muss der Entwurf an der Baustelle vorgelegt
werden können.

Statiküberprüfung
Jede bauliche Anlage muss im Ganzen, in ihren einzelnen Tei-
len und für sich allein standsicher und dem Zweck entsprechend
dauerhaft sein.
Ob eine Prüfung durch die Baugenehmigungsbehörde erfor-
derlich ist, hängt von der Art des Genehmigungsverfahrens ab:

Gemeindliches Einvernehmen
Bei Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes
sowie bei Bauvorhaben im unbeplanten Innenbereich und im
Außenbereich ist eine Genehmigung nicht ohne das „ge-
meindliche Einvernehmen“ möglich.

Baumaßnahme Nachweispflicht Prüfung Hinterlegung
- Neubau gegenüber der durch die Bauauf- bei der Bauauf-
- Umbau Bauaufsichtsbehörde sichtsbehörde sichtsbehörde

genehmigungsfreies  Nein Nein Nein
Bauvorhaben gem. § 69 NBauO

Anzeigeverfahren für geneh- Ja Nein Nein
migungsfreie Bauvorhaben
gem. § 69 a NBauO

vereinfachtes Genehmigungsverfahren Ja Ja Ja
nach § 75a NBauO bei Wohngebäuden,
die geringer Höhe sind

vereinfachtes Genehmigungsverfahren Ja Nein Nein
nach § 75a NBauO bei Wohngebäuden,
die nicht geringer Höhe sind

normales Genehmigungsverfahren Ja Ja Ja
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Holzbau

ZIMMEREI Dachstühle, Fachwerk, Dachgauben, Balkone, Dachfenster, Treppen,
Dachdeckung, Fassaden, Pergolen, Carports, Zäune, Holzhäuser,
Sanierungen, Lieferung und Montage von Solaranlagen.

SÄGEWERK Zuschnitt von Bauholz und Bohlen speziell nach Ihren Bedürfnissen,
Bretter und Latten auf Vorrat, Lieferung von branchenb. Material.

AUSBAU Dachausbauten, Leichtbauwände, Wand- und Deckenbekleidung,
Böden aus Gips und Holz, Dämmung Wärme/Schall.

GERÜST Gerüstverleih mit Auf- und Abbauservice,
Absperrungen und Beschilderungen.

Methestraße 13 • 37186 Moringen 
Tel. &(05554) 8036 • Fax (05554) 2117 • Funk 0172-5603589
www.koeneke-holzbau.de • kontakt@koeneke-holzbau.de

Fliesenfachgeschäft
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Verhältnismäßigkeit zu entscheiden. Nicht nur der „Schwarz-
bau“ an sich, also Bauen ohne Baugenehmigung, sondern
auch Abweichungen von dem genehmigten Bauvorhaben stel-
len einen Baurechtsverstoß dar.
Die Baubehörde kann deshalb

1. die Einstellung rechtswidriger oder die Ausführung er-
forderlicher Arbeiten verlangen

2. die Verwendung bestimmter Bauprodukte untersagen
3. die Beseitigung von baulichen Anlagen oder Teilen bau-

licher Anlagen anordnen
4. die Benutzung von baulichen Anlagen untersagen, ins-

besondere Wohnungen für unbewohnbar erklären.

Zur Durchsetzung der Anordnungen können auch Zwangsmit-
tel (z. B. Zwangsgeld) angewendet werden. Gegebenenfalls kann
die Rechtmäßigkeit baulicher Anlagen auch im Wege der Er-
satzvornahme wiederhergestellt werden. Ersatzvornahme
heißt, dass die Bauaufsichtsbehörde die zu treffenden Maß-
nahmen anstelle des Bauherrn an einen Unternehmer in Auf-
trag gibt. Der pflichtige Bauherr trägt die Kosten.
Unabhängig von diesen Maßnahmen zur Beseitigung der Bau-
rechtsverstöße, können Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen den
Bauherrn oder den Entwurfsverfasser eingeleitet werden. Die Ord-
nungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 500.000 L
geahndet werden. 
Dessen ungeachtet ist der Landkreis Northeim stets bemüht, auch
bei Abweichungen vom öffentlichen Baurecht gemeinsam mit
der Bauortgemeinde, potentiell betroffenen Nachbarn und dem
Bauherrn zu Problemlösungen zu kommen. Drastische Ord-
nungsverfügungen sollten daher grundsätzlich die Ausnahme
bleiben. 

... und wenn Sie noch Fragen haben?
Im Bau- und Umweltamt sind die Zuständigkeiten thematisch
und geographisch gegliedert. Im Bereich des Baugenehmi-
gungsverfahrens ist der Aufgabenbereich für das gesamte Kreis-
gebiet – ausgenommen sind die Städte Northeim und Einbeck
zuständig. Insgesamt stehen Ihnen hier mehrere Teams aus tech-
nischen Mitarbeitern und Verwaltungskräften zur Verfügung.

Fachbehörden
Die Bauaufsichtsbehörde muss im Baugenehmigungsverfahren
bei einer Reihe von Bauvorhaben andere Dienststellen hören,
deren Fachbelange berührt werden. 

Baugenehmigung
Grundsätzlich bedürfen Baumaßnahmen der Genehmigung durch
die Bauaufsichtsbehörde (Baugenehmigung), soweit nicht Aus-
nahmen greifen (Anzeigenverfahren). Die Baugenehmigung ist
schriftlich zu erteilen, wenn die beantragte Baumaßnahme dem
öffentlichen Baurecht entspricht. Sie gilt auch für evtl. Rechts-
nachfolger des Bauherrn.
Mit der Baugenehmigung werden dem Bauherrn eine Reihe
von Rechten und Pflichten auferlegt. Auch wenn Sie im Bau-
stress mit vielen anderen Dingen beschäftigt sein sollten, le-
sen Sie bitte die Baugenehmigung mit ihren zahlreichen
Nebenbestimmungen und Hinweisen genau durch! Durch
die Nebenbestimmungen, wie Bedingungen und Auflagen, sind
oftmals geringfügige Korrekturen vorgenommen worden
oder es ist festgelegt worden, dass vor Baubeginn noch et-
was zu erledigen ist. Als Bauherr sind sie für die Einhaltung
der Nebenbestimmungen verantwortlich. Die Hinweise in der
Baugenehmigung enthalten Hilfestellungen, die in der Bau-
phase zu beachten sind.
Die Baugenehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren mit der Ausführung der Baumaßnahme begonnen oder wenn
die Ausführung solange unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf
schriftlichen Antrag um jeweils höchstens drei Jahre verlängert wer-
den. Dieser Antrag ist vor Ablauf der Dreijahresfrist zu stellen. 

Baugenehmigungsgebühren
Für die Baugenehmigung – wie auch für die weitere Überwa-
chung – erhebt die Bauaufsichtsbehörde Gebühren. Diese er-
rechnen sich in Niedersachsen nach landeseinheitlichen fest-
gelegten Richtwerten. Auch die Rücknahme oder die
Ablehnung eines Bauantrages sind gebührenpflichtig.

Bauüberwachung – Bauabnahmen 
Der Landkreis Northeim und die Städte Northeim und Einbeck
überwachen, soweit erforderlich, die Durchführung von Bau-
vorhaben. Die Bauaufsichtsbehörde kann in der Baugenehmi-
gung, der Teilbaugenehmigung, aber auch noch während der
Durchführung der Baumaßnahme die Abnahme bestimmter Bau-
teile oder Bauarbeiten, der baulichen Anlage nach Vollendung
der tragenden Teile, der Schornsteine, der Brandwände und der
Dachkonstruktion (Rohbauabnahme) und der baulichen Anla-
ge nach der Fertigstellung (Schlussabnahme) anordnen. Der Bau-
herr hat in diesen Fällen rechtzeitig schriftlich mitzuteilen, wann
die Voraussetzungen für die Abnahmen gegeben sind.

Verstöße gegen das Baurecht – Ordnungswidrigkeiten
Widersprechen bauliche Anlagen dem öffentlichen Baurecht,
so kann die Bauaufsichtsbehörde die Maßnahmen anordnen, die
zur Herstellung rechtmäßiger Zustände erforderlich sind. Hier-
mit wird zum Ausdruck gebracht, dass nicht in jedem Fall ein
Rechtsanspruch (z. B. bei Nachbarbeschwerden) auf behördli-
ches Einschreiten besteht. Insbesondere ist im Einzelfall die
Schwere der nachbarlichen Beeinträchtigung oder der Sicher-
heitsbedenken objektiv zu würdigen und nach dem Prinzip der
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Baunebenrecht (Fachgesetze)8.

Neben dem Bauplanungs- und Bauordnungsrecht gibt es eine
Vielzahl von Fachgesetzen, die speziellen Belangen gewidmet
sind (z. B. Naturschutz, Immissionsschutz, Verkehrswegerecht,
Gewässerschutz). Andere Gesetze regeln das Verwaltungshan-
deln und nachbarrechtliche Bestimmungen bzw. Verfahren. 

Bei bestimmten behördlichen Entscheidungen nach anderen
Rechtsvorschriften ist hierbei die Baugenehmigung einge-
schlossen, z. B. für

• genehmigungsbedürftige Anlagen (Konzentrationswirkung)
der 4. Bundesimmissionsschutzverordnung (§ 13 Bundesim-
missionsschutzgesetz),

• Bodenabbaugenehmigungen (Niedersächsisches Naturschutzge-
setz) oder naturschutzrechtliche Genehmigung von Tiergehegen,

• Erlaubnisse für Anlagen zur Lagerung bestimmter brennba-
rer Flüssigkeiten für Tankstellen oder Rohrleitungen (§ 9 Ver-
ordnung brennbarer Flüssigkeiten).

Bei einer anderen Gruppe von genehmigungspflichtigen Bau-
maßnahmen müssen vor Erteilung der Baugenehmigung wei-

tere Erlaubnisse oder Genehmigungen nach anderen Rechts-
vorschriften vorliegen, z. B. für

• Genehmigungen der Gemeinde für Anlagen in förmlich fest-
gelegten Sanierungsgebieten (§ 144 Baugesetzbuch),

• Ausnahmegenehmigungen von Landes-Straßenbaubehörden
im Bereich von Bauverbotszonen (§ 9 Fernstraßengesetz, 
§ 24 Niedersächsisches Straßengesetz),

• Befreiungen durch die obere Naturschutzbehörde bei Bau-
verboten der Landschaftsschutzverordnungen (§ 13 Nieder-
sächsisches Naturschutzgesetz),

Schließlich gibt es noch Genehmigungen, wie z. B. nach dem
Denkmalschutzgesetz für Baudenkmalmaßnahmen, die Be-
standteil der Baugenehmigung nach der Niedersächsischen Bau-
ordnung sind, oder es gibt neben der Baugenehmigung als An-
lagengenehmigung zusätzliche Betriebserlaubnisse (für den
Betreiber), wie z. B. die Gaststätten- oder Heimerlaubnis.
Die Stellungnahmen der im Baugenehmigungsverfahren be-
teiligten Fachbehörden und Dienststellen fließen als Nebenbe-
stimmungen in die Baugenehmigung ein.

9. Die Niedersächsische Bauordnung und privates Baurecht

Die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) enthält öffentliches
Recht, weil sie Pflichten und Ansprüche des einzelnen im Verhältnis
zum Gemeinwesen begründet. Sie lässt Verwaltungsbehörden mit
hoheitlichen Mitteln für die Erfüllung dieser Pflichten und An-
sprüche sorgen. Das öffentliche Baurecht ist grundsätzlich vom
privaten Baurecht zu unterscheiden. Das private Baurecht regelt
die Rechtsbeziehungen der am Bau beteiligten Personen (Bau-
herren, Architekten, Unternehmer, Lieferanten usw.) untereinan-
der und zu Dritten (Nachbarn, Passanten usw.). 
Die Beachtung des privaten Baurechts ist ggf. vor dem Zivil-
gericht zu erstreiten. Das private Baurecht ist vor allem im Bür-
gerlichen Gesetzbuch geregelt. Von Bedeutung ist auch der Teil
B der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB). Er hat kei-

ne Gesetzeskraft, ist aber für die Partner eines Bauvertrages ver-
bindlich, wenn sie ihn ihrem Vertrag zugrunde gelegt haben.
Für das Verhältnis zwischen Bauherrn und Gebäudeeigentümern
zu Nachbarn ist neben den nachbarrechtlichen Vorschriften des
BGB das Niedersächsische Nachbarrechtsgesetz von Bedeutung.
Die Normen des öffentlichen und des privaten Baurechts gel-
ten grundsätzlich unabhängig voneinander. Insbesondere
wird ein Vorhaben im Baugenehmigungsverfahren nur darauf-
hin überprüft, ob es mit dem öffentlichen Baurecht vereinbar
ist. Ob es daneben gegen Zivilrecht verstößt (etwa gegen nach-
barrechtliche Vorschriften oder gegen einen bürgerlichrecht-
lichen Vertrag), ist im Baugenehmigungsverfahren grundsätz-
lich ohne Bedeutung.
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Rechte und Pflichten des Bauherrn
Bei der Ausführung des Bauvorhabens übernimmt der Bauherr
verschiedene Verpflichtungen. Jedem Bescheid sind Bedingun-
gen, Auflagen, Vorbehalte oder Hinweise beigefügt. Sie müs-
sen vom Bauherrn beachtet werden. Bei Ein- und Zweifamili-
enhäusern ist dem Bauamt in der Regel jeweils vorher nur der
Beginn und der Abschluss der Bauarbeiten mitzuteilen. Die Roh-
bau- und Schlussabnahme für die Heizungsanlage muss der Bau-
herr mit dem zuständigen Schornsteinfegermeister selbst ver-
einbaren und durchführen. Der Baugenehmigung sind jeweils
entsprechende Formulare beigefügt.
Falls öffentliche Straßenflächen für die Baumaßnahme in An-
spruch genommen werden, ist dafür eine Sondererlaubnis beim
jeweiligen Straßenbaulastträger einzuholen.

Schwarzarbeit
Wer Bauarbeiten von „Schwarzarbeitern“ ausführen lässt, kann
grundsätzlich keinerlei Ansprüche auf Gewährleistung stellen.
Eventuell bestehende Verträge werden wegen Gesetzesverstoß
nichtig. Erleidet ein Schwarzarbeiter einen Arbeitsunfall, so ist
der Auftraggeber allein verpflichtet, für die Arzt- und Kran-
kenhauskosten aufzukommen. Schließlich kann dem Auftrag-
geber eine empfindliche Geldbuße drohen, wenn nachgewie-
sen werden kann, dass er sich durch Schwarzarbeit in erheblichem
Umfang wirtschaftliche Vorteile verschafft. Um jedes unnöti-
ge Risiko bei der Auftragsvergabe zu vermeiden, sollte sich der
Bauherr in Zweifelsfällen die Handwerkskarte zeigen lassen oder
bei der zuständigen Handwerkskammer nach der Eintragung in
die Handwerksrolle fragen. Dort werden auch alle weiteren Fra-
gen zum Thema Schwarzarbeit beantwortet.

Biologisch Bauen
Der Trend zu gesünderem Bauen ist unverkennbar. Die Ge-
sundheitsgefährdung durch Baumaterialien und Bauweisen ist
in den vergangenen Jahren stark diskutiert worden. Es konn-
ten immer häufiger Wirkungen nachgewiesen werden, die das
Wohlbefinden der Bewohner deutlich beeinträchtigen oder gar
gesundheitsschädlich sind. Das verstärkte Interesse der Öf-
fentlichkeit gilt heute vor allem drei Gruppen von Baustoffen:

• Schweb- und Faserstoffe aus bestimmten Materialien (As-
bestfasern oder künstliche Mineralfasern)

• Chemische Substanzen in Baustoffen (z. B. Formaldehyd in
Spanplatten, Dämmstoffen, Belägen, Tapeten; PCP und Lin-
dan in Holzschutzmitteln; Lösungsmittel in Farben, Lacken,
Klebern, usw.)

• Strahlenexposition aus Baustoffen, z. B. Radon und seine Fol-
geprodukte.

Gesundheitliche Beeinträchtigungen konnten sich vor allem des-
halb einstellen, weil zum einen lange Zeit die Wirkungszusam-
menhänge mancher gefährlicher Stoffe nicht bekannt waren.
Zum anderen deshalb, weil gerade im Hobby- und Heimwer-
kerbereich bei der Anwendung und Verarbeitung von Baustof-
fen manche Regeln nicht beachtet wurden, die dem „Profi“ ver-
traut sind. Beim biologischen Bauen wendet man sich verstärkt
wieder den altbewährten Materialien wie Ziegeln, Holz, Na-
turstein, Kalk, usw. zu.

Bauen mit Naturstoffen
Dies gilt sowohl für den Rohbau, bei dem die Mauern wieder
aus Ziegelsteinen gebaut und die Dächer mit Ziegelplatten ge-
deckt werden, als auch für den Innenausbau, bei dem Holzver-
kleidungen und Bodenbeläge aus Holz, Wolle, Keramik oder Li-
noleum verwendet werden.

Glas
Glas ist zu einem der dominierenden Baustoffe geworden. Je
höher der Glasanteil an der Fassadenfläche ist, desto größer
ist bei entsprechender Ausführung auch der Gewinn an Licht,
Sonne und Sonnenwärme für alle nach Süden und Südwesten
orientierten Räume. Dadurch eröffnet sich eine neue Dimen-
sion des Wohnens mit Behaglichkeit, gesteigertem Wohlbe-
finden und höherer Lebensqualität. Zudem spart die natürli-
che Heizkraft der Sonne Heizkosten.

Ökologisches Bauen
Wer ökologisch bauen will, sollte sich mit folgenden Kriterien
vertraut machen: Die Hauptwohnrichtung sollte nach Süden,
Südosten oder Südwesten orientiert sein, um direkte solare Wär-
megewinne zu ermöglichen.
Der Baukörper sollte kompakt, ohne Vor- und Rücksprünge, oh-
ne Erker und Dachgauben geplant werden. Einfache, schlichte
Gebäude sind energetisch günstig. Die Außenfläche des Gebäudes
soll möglichst gering gehalten werden. 
Die Konstruktion sollte so gewählt werden, dass eine Niedrig-
oder Niedrigstenergie-Gebäudehülle gebaut wird. Dies kann mit
einem gemauerten Gebäude mit Außendämmung genauso wie
mit einer Holzständerkonstruktion mit dazwischenliegender
Dämmung erreicht werden. Holz ist sinnvoll, besonders wenn
es aus heimischen Wäldern stammt. Als Dämmstoffe im Sinne
von Naturdämmstoffen eignen sich Wolle, Flachs, Baumwolle,
Schilfrohr, Holzweichfaserplatten, Hobelspandämmung, Zellu-
lose und vieles mehr. Die Trennwände sollten mit schweren Ma-
terialien gebaut werden. Das Zusammenwirken einer hochge-
dämmten Außenwand und einer schweren Innenwand (z. B.
Lehmvollsteine oder Kalksandsteine) ergibt ein ausgeglichenes
Wohnklima.
Das gute Wohnklima erhöht sich dadurch, dass die verwende-
ten Ausbaumaterialien naturbelassen eingebaut werden. We-
nige miteinander harmonierende Materialien natürlich ver-
wendet, entsprechen dem Grundsatz des ökologischen Bauens.
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Wärmedämmung und Speicherung
Zur konsequenten Umsetzung der Baubiologie gehört der Um-
weltschutz. Zu den wirksamsten Maßnahmen zählen hier eine
verstärkte Wärmedämmung und eine energiesparende Haus-
heizung. Der Einbau dichter Isolierglasfenster, eine optimale Wär-
medämmung der Außenhülle und der Einsatz sogenannter al-
ternativer Techniken helfen den Energieeinsatz und die
Belastung der Umwelt mit Schadstoffen zu verringern.
Wer jetzt seine Heizung auf einen gasbetriebenen
Brennwertkessel umstellt, schont auf längere Sicht sei-
ne Geldbörse und die Umwelt. Wer dazu noch Son-
nenkollektoren montieren lässt, kann davon ausgehen,
dass sein Wasser in der wärmeren Jahreszeit aussch-
ließlich mit Hilfe der Sonnenwärme aufgeheizt wird.
In Übergangszeiten und sogar im Winter leistet die Son-
ne einen Deckungsbeitrag. Auch das spart Energie und
entlastet die Umwelt. 

Energiesparen
Derzeit werden in einem Einfamilienhaus 80 Prozent des Ge-
samtenergiebedarfs für Heizung benötigt. Sparmaßnahmen in
diesem Bereich sind deshalb besonders effektiv. Streng ge-
nommen müssten alle Anlagen, die vor 1979 gebaut wurden,
modernisiert werden. Hauptursache der schlechten Energie-
ausbeute und damit einer erhöhten Umweltbelastung ist der
geringe Wirkungsgrad veralteter Heizkessel.
Bei alten Anlagen verlassen erhebliche Wärmemengen das Haus
ungenutzt durch den Schornstein. Diese Abgasverluste können
durch moderne Heizkessel beträchtlich verringert werden. Da-
durch entstehen auch weniger Schadstoffe wie Schwefeldioxyd.
Die Produktion von Kohlendioxyd und damit der sogenannte
Treibhauseffekt werden ebenfalls verringert. Nicht zuletzt
spart eine umweltverträgliche Feuerungsanlage Öl oder Gas und
damit Geld.
Jeder Anlagenbesitzer kann sich anhand der Bescheinigung des
Bezirksschornsteinfegers selbst ein Bild über den Zustand sei-
ner Anlage machen. Im Messprotokoll muss beispielsweise im-
mer die Rußzahl angegeben sein. Ist sie größer als 0, zeigt dies
einen Niederschlag unverbrannter Kohlenstoffe an. Die Ver-
brennung ist also nicht vollständig, eventuell entsteht sogar
giftiges Kohlenmonoxyd. Außerdem behindert Ruß den Wär-
meübergang vom heißen Rauchgas in Heizwasser.
In der Vergangenheit hat man die Heizung aus Sicherheits-
gründen gerne eine Nummer zu groß gewählt, damit es auch
im kältesten Winter noch ausreichend warm sein würde. Die-
ses „Darf es ein bisschen mehr sein?“ ist für den Heizungsbau-
er heute keine Frage mehr. Es muss die richtige Heizung sein,
die nach dem tatsächlichen Wärmebedarf der jeweiligen Woh-
nung ausgelegt wird.
Nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände
(AgV) gilt unter den modernen Heizkesseln der Brennwertkessel
als „besonders energiesparende und umweltschonende Art der
Wärmeerzeugung“. Für Hausbesitzer, die ihre Heizung moder-
nisieren wollen, empfiehlt es sich, bei Verbraucherverbänden,
Energieberatern kommunaler Versorgungsunternehmen oder
Installateuren Informationen über die derzeit günstigste Hei-
zungs- und Warmwassertechnik einzuholen.
Die Berater können Vergleichsrechnungen anstellen, wie ren-

tabel eine Entscheidung bei höheren Anschaffungskosten, aber
wesentlich niedrigeren Kosten für Energie sein kann. Seit 1993

wurden die Grenzwerte für Abgasverluste deutlich ver-
schärft. Einige Altanlagen sind deshalb nicht mehr erlaubt. 

Ökonomisch Bauen
Der Mehrzahl aller Bauherren bietet sich nur einmal im

Leben die Chance, ein Haus zu bauen. Um so mehr
möchten sie damit möglichst alle Wünsche und Er-
wartungen verwirklichen. Die ersten vorsichtigen
Kostenschätzungen bringen dann aber meist
schon eine Ernüchterung. Soll der Bau kosten-
günstig bleiben, muss man von so mancher lieb-
gewonnenen Idee Abschied nehmen. Die Kunst
des Bauens besteht letztlich darin, mit einem mög-
lichst geringen finanziellen Aufwand ein Optimum
an Bau- und Wohnqualität zu erreichen. Der be-

ste Weg dahin führt über eine umsichtige Planung.
Nur der Fachmann, z. B. ein Architekt, kann sich einen siche-
ren Überblick über die zu erwartenden Ausgaben verschaffen
und feststellen, wo noch Einsparungen möglich sind. Klare Ab-
sprachen vor Baubeginn vermeiden zudem Änderungswünsche
während der Bauphase und damit unnötige Zusatzkosten. Die
Antwort auf die Frage, wie man am preiswertesten bauen kann,
hängt sehr von den individuellen Ansprüchen des Bauherrn ab.
Dennoch lassen sich einige Richtlinien aufstellen, von denen die
Preisgestaltung wesentlich beeinflusst wird: 
So einfach bauen wie möglich! Die Form des Hauses sollte mög-
lichst kompakt sein. Das hilft nicht nur Baumaterial, sondern
später auch Betriebs- und Unterhaltungskosten sparen. „Ein-
fache“ Bauformen müssen nicht monoton und uniform wirken.
Mit einem guten Entwurf lässt sich auch bei ihnen eine an-
spruchsvolle Gestaltung erreichen.

Am Rohbau nicht sparen! Faustregel: Die Grundsubstanz soll
viele Generationen überdauern. Zu knapp dimensionierte und
in der Praxis wenig erprobte Bauweisen und Materialien soll-
ten unbedingt vermieden werden.

Ein Beispiel:
Die Außenmauern einige Zentimeter dicker als die Sparversion
zu planen, wirkt sich auf die Endkosten kaum merklich aus, ver-
ringert aber die späteren Energie- und Instandsetzungskosten
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deutlich. Was für das Mauerwerk gilt, betrifft auch die
Geschossdecken und das Dach.
Grundrisse dem tatsächlichen Bedarf anpassen! Zu großzügig
bemessene Räume verursachen Bau- und Heizkosten. Ein
Wohnzimmer beispielweise, das vielleicht nur am Wochenen-
de richtig genutzt wird, muss nicht unbedingt 60 Quadratme-
ter groß sein. 
Beim Innenausbau übertriebenen Luxus vermeiden! Exklusive
Wasserhähne, Badewannen, Bodenbeläge, Schalter usw. kosten
ein Vielfaches von einfacheren Standardausstattungen. Falls sich
die Haushaltslage später verbessert, kann immer noch „nach-
gerüstet“ werden.
Grundstücksfläche optimal ausnutzen! Vielleicht hat auf dem
Grundstück ein zweites Haus Platz oder eine ganze Siedlung?
Durch gemeinsames Bauen lassen sich von der Planung und Er-
schließung bis zur Bauausführung erhebliche Kosten sparen,
ebenso bei größeren Mengenabnahmen von Baustoffen. Ver-
dichtete Bauweisen sind zudem energetisch günstiger als frei-
stehende Einfamilienhäuser.
Manche Bauherren setzen ihren Sparstift zuallererst beim Kel-
ler an. Mit dem Wegfall des Kellers müssen aber Nebenflächen
wie Heizzentrale, Waschküche, Lager- und Hobbyraum ander-
weitig im Gebäude untergebracht werden – zumeist in bester
Bauausführung und bei Erweiterung der Gebäudegrundfläche.
Ein Keller dagegen beansprucht keine zusätzliche Grundfläche
und kann auch in einfachster Bauausführung hergestellt wer-
den. Nebenräume im Keller unterzubringen, kann also eine preis-
lich interessante Alternative sein. Denken Sie daran, dass Sie
im Nachhinein keinen Keller mehr bauen können. Ausnah-
men wären eine schwierige Hanglage oder ein hoher Grund-
wasserspiegel. Solche Voraussetzungen erfordern hohe Kosten
für Sonderbaumaßnahmen. 
Eigenleistungen einbringen! Dies gilt aber nur, falls genügend
Zeit und praktische Erfahrung vorhanden ist. Ggf. kann Eigen-
leistung am Anfang auch unter fachlicher Anleitung erfolgen. 

Versicherungen

Bauherrenhaftpflichtversicherung
Die Bauherrenhaftpflichtversicherung ist ein ganz wichtiger
Schutz für den Bauherren. Sie schützt vor Sach- und Personen-
schäden, die der Bauherr zu vertreten hat. Immer wieder kommt
es auch vor, dass Kinder die Baustelle betreten, sich an umher-
liegenden Gegenständen verletzten und der Bauherr von den El-
tern zur Verantwortung gezogen wird. Ein Hinweisschild mit der
Aufschrift „Betreten der Baustelle verboten – Eltern haften für
ihre Kinder“ entbindet Sie nicht von einer eventuellen Haftung. 

Rohbauversicherung/ Gebäudeversicherung
Bereits ab Baubeginn sollten Sie Ihr in der Entstehung befind-
liches Haus gegen drohende Schäden versichern. Die meisten
Versicherungsgesellschaften bieten eine sogenannte Rohbau-
versicherung an, die ab dem Zeitpunkt des Abschlusses für ei-
ne gewisse Zeit (sechs oder zwölf Monate oder bis zum Bezug)
beitragsfrei ist. In der Regel geht diese Versicherung in eine nor-
male Gebäudeversicherung über. 
Eine Gebäudeversicherung ist für jeden Hauseigentümer ein ab-
solutes Muss. Versichert ist das im Versicherungsschein beschrie-

bene Gebäude einschließlich Heizung, Sanitäranlagen, Einbaumö-
beln, Brennstoffvorräten sowie außen angebrachtes Zubehör (An-
tennen, Markisen, Alarmanlagen etc.). Sie sollten beim Abschluss
der Versicherung unbedingt darauf achten, dass die richtige Ver-
sicherungssumme zugrundegelegt wird, damit Sie im Schadensfall
auch vollen Ersatz erhalten, also nicht unterversichert sind. 
Damit Sie im Schadensfall Neuwertersatz erhalten, wird die Ver-
sicherungssumme jedes Jahr mit Hilfe des gleitenden Neuwert-
faktors angepasst. Die Grundlage für die Berechnung ist der Wert
1914, d. h., dass die Versicherungssumme in den Baupreisen von
1914 ausgedrückt wird. Achten Sie beim Abschluss einer Versi-
cherung auch auf die Laufzeit des Vertrages. Durch langfristige
Verträge sind Rabatte möglich, bei kürzeren Laufzeiten behalten
Sie die Möglichkeit, die Versicherungsgesellschaft zu wechseln. Wei-
tere Informationen erhalten Sie bei den Versicherungsagenturen.

Abnahme des Baus
Mit der Schlusszahlung an Handwerker, Architekten oder Ge-
neralunternehmer nehmen Sie den Bau ab. Weisen Sie bei Ih-
rer Zahlung besonders darauf hin, dass es sich um die Ab-
schlusszahlung handelt, so hat der nach der Verdingungsordnung
für Bauleistungen (VOB) arbeitende Handwerker nur noch 24
Werktage Zeit, um Restforderungen geltend zu machen.

Mängel beim Bau? – Was tun?
Das Auftreten von Bauschäden wird sich auch beim besten Wil-
len aller am Bau Beteiligten nie ganz vermeiden lassen.
Bauschäden können durch mangelhafte Architekten-, Ingeni-
eur- oder Unternehmerleistungen verursacht werden. Architekten
schließen in aller Regel Haftpflichtversicherungen gegen
Bauschäden ab. Wenn Planungsfehler auftreten, sind sie des-
halb dann in der Lage, die anfallenden Kosten zur Schadens-
behebung wirkungsvoll abzudecken. Auch bei der Bauausführung
werden sich Reklamationen nie ganz ausschalten lassen. 

Vorgehensweise des Bauherrn
Kommt der Handwerker oder ein anderer der Aufforderung nach
Mängelbeseitigung nicht nach, wird der Bauherr gegen ihn ge-
richtliche Hilfe in Anspruch nehmen müssen. Ein erster Schritt
ist immer die gerichtliche Beweissicherung. Ein vom Gericht be-
stellter Sachverständiger führt dann ein Beweissicherungsverfahren
durch. Ein solches Gutachten kann in vielen Fällen für beide Par-
teien Klarheit bringen. Weigert sich der Handwerker weiter, die
Mängel zu beseitigen, kann ihn der Bauherr auf Ausführung oder
Bezahlung der Gewährleistungsarbeiten verklagen.
Durch Privatgutachten können Beweise nur bedingt gesichert
werden. Privatgutachten dienen in erster Linie als Entschei-
dungsgrundlage für das weitere Vorgehen des Auftraggebers.
Ein überzeugendes Gutachten räumt gelegentlich Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den Parteien aus und schlichtet
Streitfälle frühzeitig. Streitende Parteien können auch verein-
baren, ihre Auseinandersetzung außergerichtlich zu regeln. Die
für solche Fälle eingerichtete Schlichtungsstelle bemüht sich,
eine gütliche Einigung der zerstrittenen Parteien herbeizuführen.
Wird der Vergleichsvorschlag von beiden Parteien angenommen,
ist er rechtsverbindlich.
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11.1 Baudenkmalpflege
Im Landkreis Northeim gibt es etwa 2000 Baudenkmäler. Sie zu
erhalten, ist in unserer Zeit zu einer wichtigen Aufgabe geworden.
Sie dienen der Bewahrung unserer Kulturlandschaft, in der sie
Zeitzeugen und Träger kultureller Botschaften sind. Dabei
geht es heute nicht mehr nur um einige besondere historische
Gebäude wie Kirchen, Schlösser und Burgen. Es geht ganz all-
gemein um Zeugnisse unserer lebendigen Vergangenheit, um
gewachsene Stadt- und Ortsbereiche, um ganze Ensembles
(Wohnquartiere, Straßenzüge, Plätze, Grünanlagen) und Dör-
fer, aber auch um Einzelbauten wie alte Bauernhäuser oder Fa-
brikanlagen aus frühindustriellen Epochen.
Unsere historischen Kulturgüter liefern aussagekräftige Belege für
die Entwicklung von Stadt und Land. Sie bestimmen ihren Cha-
rakter, tragen zur Unverwechselbarkeit bei und leisten Orientie-
rungshilfen. Sie wecken Erinnerungen und Vertrautheit – abge-
sehen davon, dass Sie dem Eigentümer die Chance eröffnen, ein
ungewöhnliches Ambiente für sein Zuhause zu schaffen.

Trotzdem sind Hausbesitzer oft nicht sonderlich begeistert, wenn
sie erfahren, dass ihr Anwesen ein Baudenkmal ist und die Ar-
beiten an einem Baudenkmal bzw. in der Nachbarschaft zu Bau-
denkmalen gem. § 10 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz
(NDSchG) genehmigungspflichtig sind.
Verständlicherweise denken Sie zunächst an Auflagen und Ein-
schränkungen, die Ihnen bei baulichen Veränderungen im Weg
stehen könnten. Haben Sie keine Angst! Besitzen Sie ein altes
Bild oder Möbelstück, so erfreuen Sie sich daran, und es hat ei-
nen besonderen Wert für Sie. Warum soll dies mit Ihrem alten
Haus anders sein? Auch hieran können Sie Freude finden, denn
es ist etwas Besonderes. Mit Vergünstigungen hilft Ihnen der
Staat dabei.
Baudenkmalpflege heißt nicht museale Architektur! Verände-
rungen an Baudenkmälern greifen fast zwangsläufig in die Sub-
stanz ein, vor allem dann, wenn das Gebäude mit zeitgemäßem
Komfort ausgestattet werden soll. Einschneidende Umbau-
maßnahmen erfordern viel Fingerspitzengefühl und Erfahrung.

Kulturdenkmale sind zu

Denkmalschutz bedeutet keine museale Diktatur und Festschreibung des Istzustandes für alle Zeiten,
denn für Baudenkmale ist eine Nutzung anzustreben, die ihre Erhaltung auf Dauer sichert.

Gesetzl. Grundlagen: § 1, § 6, § 9 Nieders. Denkmalschutzgesetz
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Hier müssen schon im Planungsstadium Architekt und Denk-
malschützer zu Rate gezogen werden. Sind Bauteile wie zum
Beispiel Fenster auszuwechseln, muss geprüft werden, ob sie er-
haltungswürdig sind oder nach den Erkenntnissen eines spezi-
ellen Befunds ersetzt werden müssen. Hier werden Bereiche
berührt, die die Ausführung bzw. den Umgang mit dem Bau-
denkmal betreffen. Darauf wird später noch konkret eingegangen.

Behörden und Zuständigkeiten
Zuerst ist für Ihre Orientierung ein Überblick über die in der Denk-
malpflege tätigen Behörden wichtig. Das unten abgebildete Or-
ganisationsschema von Denkmalpflege und Denkmalschutz in
Niedersachsen verdeutlicht dies sehr anschaulich. 
Ansprechpartner für Sie ist vorrangig die untere Denkmal-
schutzbehörde. Untere Denkmalschutzbehörden sind der
Landkreis Northeim bzw. – jeweils für ihr Gebiet – die Städ-
te Northeim und Einbeck. Die untere Denkmalschutzbehör-
de ist in der Regel die zuständige und verfahrensführende
Behörde. Sie kann Sie beraten und Ihnen den richtigen und
für Sie günstigen Weg darlegen. Bei der unteren Denkmal-
schutzbehörde können Sie die denkmalrechtliche Genehmi-
gung, die Zuwendung, die Bescheinigung für das Finanzamt
usw. beantragen. Außerdem besteht die Möglichkeit, das Ver-
zeichnis der Kulturdenkmale einzusehen. Auch für die Mel-
dung von Bodenfunden sind Sie hier an der richtigen Adres-
se. Der unteren Denkmalschutzbehörde zur Seite gestellt sind
ehrenamtliche Denkmalpfleger. Sie fungieren oft als Bindeglied
zwischen Bürger und Behörde.

Die Bezirksregierung Braunschweig als obere Denkmalschutz-
behörde tritt für den Denkmaleigentümer seltener in Erschei-
nung. Sie ist Beratungs- und Fachaufsichtsbehörde für die un-
tere Denkmalschutzbehörde, bestellt die ehrenamtlichen
Beauftragten, entscheidet über Widersprüche und gewährt die
Zuwendungen aus Landesmitteln.

Als wohl wichtigste Aufgabe kommt dem Niedersächsischen Lan-
desamt für Denkmalpflege die Entscheidung über die Denk-
maleigenschaft eines Gebäudes zu. Die Denkmalfachbehörde ist
sowohl für die Klärung der Denkmaleigenschaft als auch für die

Aufnahme eines Objekts in das Verzeichnis der Kulturdenkma-
le zuständig.

Allgemeines
Zur Verdeutlichung des Tätigkeitsfelds Denkmalschutz/Denk-
malpflege werden nun die drei Bereiche des Denkmalschutzes
aufgezeigt. Kulturdenkmale im Sinne des Niedersächsischen
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) gliedern sich in Baudenkmale,
Bodendenkmale und bewegliche Denkmale. Unabhängig da-
von, um welchen Bereich es sich handelt, ist der Denkmalschutz
grundsätzlich bemüht, so viel wie möglich von der originalen
überbrachten Substanz als Quelle und Zeugniswert der Ge-
schichte zu erhalten und nur so viel wie nötig zu ersetzen.
Kernaussage des Denkmalschutzgesetzes ist es, die erforderli-
che Erhaltung, Pflege und - wenn nötig - Instandsetzung von
Kulturdenkmalen den Bürgern näher ins Bewusstsein zu brin-
gen und entsprechende Hilfestellungen zu geben. Die Erhaltung
findet ihre Grenzen, wo sie den Eigentümer wirtschaftlich un-
zumutbar belastet. Die Unzumutbarkeit ist vom Eigentümer
nachzuweisen. In diesem Nachweis ist zu belegen, dass die Ko-
sten einer Erhaltung des Baudenkmals durch die Erträge (z. B.
Miete, Eigennutzung, steuerliche Vergünstigungen etc.) und öf-
fentliche Mittel nicht gedeckt werden können. 
Die an der Denkmalpflege beteiligten Behörden versuchen, den
nachfolgenden Generationen das Kulturgut in möglichst un-
veränderter, ursprünglicher Form zu hinterlassen. Ist dies – be-
dingt durch defekte Konstruktionen oder Bauteile – nicht mehr
möglich, wird bei dem Ersatz auf ortsübliche historische Bau-
stoffe zurückgegriffen. Um dem Eigentümer des Baudenkmals
keine Nachteile gegenüber dem “normalen” Hauseigentümer ent-
stehen zu lassen, versuchen die verantwortlichen Behörden, den
Eigentümer hinsichtlich des Mehraufwands durch mögliche För-
derungen zumindest zu unterstützen. 

Verfahren
Eine Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde bedarf,
wer ein Baudenkmal verändern, instandsetzen oder wieder-
herstellen will (dies gilt sowohl für innere als auch äußere Maß-
nahmen), die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder in der

Oberste Denkmalschutzbehörde = Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur
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Umgebung eines Baudenkmals Anlagen, die das Erschei-
nungsbild des Denkmals beeinflussen, errichten, ändern oder
beseitigen will. Und zwar unabhängig davon, ob diese Maß-
nahmen nach der Niedersächsischen Bauordnung genehmi-
gungspflichtig sind, oder nicht.
Anhand des nachfolgenden Beispiels wird der optimale Ver-
fahrensablauf der Beantragung einer denkmalrechtlichen Ge-
nehmigung für Maßnahmen an einem Baudenkmal aufgezeigt:
Sie beauftragen einen Architekten mit der Ausarbeitung eines
groben Konzepts. Hier sollten Sie darauf achten, einen Archi-
tekten zu wählen, der mit Althaussanierung, mit altem tradierten
Handwerk und alten Techniken sowie der Bauphysik vertraut
ist. Dieser erste Schritt ist auch schon der Wichtigste. Es emp-
fiehlt sich unbedingt, einen mit dem Denkmalschutz vertrau-
ten Entwurfsverfasser zu wählen. Er kann Ihnen durch seine Er-
fahrung und sein Wissen in diesem Bereich erhebliche
Mehrkosten ersparen. Stoßen Sie bei der Suche nach solch ei-
nem Partner auf Schwierigkeiten, können Sie sich durch die un-
tere Denkmalschutzbehörde beraten lassen.
Je nach Umfang der anstehenden Maßnahme kann es erforder-
lich sein, eine Bestandsaufnahme des Gebäudes (evtl. mit Scha-
denskartierung) zu erstellen. Auf dieser Grundlage können die
neuen Planungen erfolgen.
Aufbauend auf diese Unterlagen führt die untere Denkmal-
schutzbehörde unter Beteiligung Ihres Architekten und Ihnen
– wenn möglich - eine Vorbesprechung vor Ort durch. Dabei
wird die Sachlage diskutiert und das Vorhaben so weit abge-
stimmt, dass die endgültigen Unterlagen gefertigt werden kön-
nen und das Genehmigungsverfahren möglichst reibungslos und
zügig verlaufen kann.

Grundsätzliches
Es ist äußerst schwierig, Ihnen einen groben Überblick hinsichtlich
der Genehmigungsfähigkeit verschiedener Maßnahmen zu ver-
schaffen. Schließlich weist jedes Gebäude seine eigene Geschichte
bzw. Identität auf: Grundsätzlich kann man jedoch sagen, dass – so-
fern neue Bauteile unbedingt eingebaut werden müssen und eine
Reparatur nicht möglich ist - die neuen Bauteile in Form-, Materi-
al- und Werkgerechtigkeit den ursprünglichen entsprechen müssen.

Finanzierungsmöglichkeiten
Erhaltung und Instandsetzung eines Baudenkmals erfordern
häufig erhebliche finanzielle Aufwendungen. Diese Belastungen
für den privaten Eigentümer können durch zahlreiche direkte und
indirekte Finanzierungshilfen wie Zuschüsse und Steuervergün-
stigungen oft erheblich gemindert werden. Dies kommt auch in
Betracht, wenn das Gebäude allein kein Baudenkmal ist, sondern
nur als Teil unter Denkmalschutz steht. Hier wird nur ein knap-
per Überblick über die einzelnen Finanzierungshilfen gegeben. Ein-
zelheiten zu den Steuervergünstigungen erfragen Sie bitte bei dem
für Sie zuständigen Finanzamt oder Ihrem Steuerberater.

Wichtig
Alle Finanzierungshilfen können nur in Anspruch genommen
werden, wenn die Maßnahme rechtzeitig mit der unteren Denk-
malschutzbehörde abgestimmt und von ihr genehmigt worden
ist. Bei Zuschüssen ist außerdem zu beachten, dass mit der Bau-
maßnahme in der Regel erst nach Erhalt des Bescheids über die
Gewährung des Zuschusses begonnen werden darf.

Zuschüsse
Das Land Niedersachsen gewährt Zuwendungen für Maßnah-
men zur Erhaltung und Instandsetzung von Baudenkmalen.
Nähere Auskünfte dazu bekommen Sie bei der unteren Denk-
malschutzbehörde oder bei der Bezirksregierung Braunschweig
unter:  www.bezirksregierung-braunschweig.de.

Steuervergünstigungen
Aufwendungen für Modernisierungs-, Instandsetzungs- und Er-
haltungsmaßnahmen an Baudenkmalen werden nach §§ 7 i, 10 f,
10 g und 11 b Einkommenssteuergesetz (EstG) besonders be-
rücksichtigt (erhöhte Absetzung über zehn Jahre). Auskünfte
dazu kann die untere Denkmalschutzbehörde bzw. das zustän-
dige Finanzamt oder ein Steuerberater geben.
Weitere Steuervergünstigungen, wie zum Beispiel bei der Ein-
heitsbewertung von Grundstücken, die mit Kulturdenkmalen be-
baut sind, oder bei der Grundsteuer für ein mit einem Kultur-
denkmal bebautem Grundstück sind möglich. Auskünfte hierzu
kann nur das zuständige Finanzamt oder ein Steuerberater erteilen.

11.2 Archäologische Denkmalpflege
(Bodendenkmale)

Neben der Baudenkmalpflege ist auch die archäologische
Denkmalpflege von besonderer Bedeutung. Archäologische
Denkmale sind z. B. Grabhügel, Urnenfriedhöfe oder vorge-
schichtliche Siedlungen. Deshalb gilt auch hier: Wenden Sie sich
an die untere Denkmalschutzbehörde. Hier können Sie erfah-
ren, ob ein archäologisches Denkmal von Ihrer Planung betroffen
ist. So werden Schutz und Erhalt unserer vorgeschichtlichen
Denkmale sichergestellt, damit die Zeugen der Vergangenheit
nicht unrettbar verloren gehen.

Weitere Informationen sind im Internet unter 
www.bezirksregierung-braunschweig.de abrufbar.



36

12. Naturschutz und Landschaftspflege

12. Naturschutz und Landschaftspflege
Die Genehmigung von Bauvorhaben erfordert neben der bau-
rechtlichen Prüfung auch die Berücksichtigung sonstiger öffent-
licher Belange. Hierzu zählen u. a. die Belange des Naturschutzes
und der Landschaftspflege. Rechtsgrundlage ist das Niedersäch-
sische Naturschutzgesetz (NNatG), insbesondere die sogenannte
Eingriffsregelung (§§ 7-13 NNatG). Diese besagt, dass Bauvorha-
ben so geplant und ausgeführt werden sollen, dass sie die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild nicht
mehr als unbedingt erforderlich beeinträchtigen.

Mögliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter unserer Umwelt,
das sind Boden, Wasser, Klima/Luft, Pflanzen und Tiere sowie
das Landschaftsbild, lassen sich vielfach schon durch ge-
schickte Planung vermeiden, z. B. durch

• Wahl des Standortes (Schonung vorhandener Gehölzbestände,
wertvoller Bereiche etc.)

• Materialwahl (Befestigung von Flächen mit wasserdurch-
lässigen Baustoffen u. ä.).

Erhebliche Beeinträchtigungen, die nicht vermieden werden kön-
nen, müssen durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen wer-
den. Bei Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist der Bau-
herr als Verursacher dazu verpflichtet.

Maßnahmen können sein:
• Begründung landschaftsgerechter Gehölzstrukturen (frei-

wachsende Hecken entlang von Flurstücksgrenzen und We-
gen, Feldgehölze und Obstwiesen)

• Schaffung ungenutzter Randstreifen, die sich selbst über-
lassen bleiben

• Umwandlung von Acker in wenig genutztes Grünland.

Die Verwendung heimischer Laubgehölze ist ein entscheidender Bei-
trag zum Erhalt der Artenvielfalt. Sie sind den hiesigen Klima- und
Bodenverhältnissen optimal angepasst und weniger anfällig für
Schadinsekten, Witterungseinflüsse und Krankheiten. Spezial-
Pflanzerde, Torfbeigaben, Pestizid- und Düngereinsatz sind deshalb
überflüssig. Die Anpflanzung von Nadelgehölzen stellt keinen Bei-
trag zur Biotopvielfalt dar und sollte anderen Wuchsgebieten vor-
behalten bleiben. Die Flächen, auf denen die Maßnahmen verwirk-
licht werden, sollen sich in räumlicher Nähe zum Bauort befinden.
Die nachstehende Auflistung gibt eine Übersicht über geeignete hei-
mische Gehölze und Obstbäume:

BÄUME max. Wuchshöhe Boden geeignet als
in m Schnitthecke

trocken feucht sauer kalkhaltig
Spitzahorn 30 X X
Bergahorn 40 X X
Rotbuche 40 X X X
Esche 40 X X
Traubeneiche 40 X X
Stieleiche 35 X X X
Sommerlinde 30 X X X
Winterlinde 25 X X X X
Baumhasel 25 X X X

KLEINE BÄUME
Hainbuche 20 X X X X X
Sandbirke 20 X X X X
Vogelkirsche 20 X X X X
Feldahorn 15 X X X X

Eberesche 15 X X X X
Schwarzerle 15 X X X
Holzapfel 10 X X
Sal-Weide 10 X X X X
Purpur-Weide 10 X X X
Mandel-Weide 10 X

STRÄUCHER
Kornelkirsche 8 X X X X
Weißdorn 7 X X X X
Schwarzer Holunder 7 X X X X
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Landschaftsplanung

Nichts im Fernsehen ?

www.alles-deutschland.de
ihre stadt – ihr leben – ihre seite

Alle Infos über Ihre Stadt:
Konzerte, Ausstellungen,
Sportveranstaltungen,

Restaurants, Biergärten,
Bringdienste, Sportstudios,
Kartbahnen, Schwimmbäder,

Saunen, Vereine, Hotels,
Campingplätze,
Ferienwohnungen, Theater,

Stadtpläne, Wetter, Rou-
tenplaner, Fabrikverkäufe,
Immobilien, Jobs …
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STRÄUCHER max. Wuchshöhe Boden geeignet als

in m Schnitthecke
trocken feucht sauer kalkhaltig

Haselnuss 6 X X X X
Pfaffenhütchen 6 X X X
Rote Heckenkirsche 5 X X X X
Gemeiner Schneeball 5 X X
Wolliger Schneeball 4 X
Korb-Weide 4 X X
Schlehe 4 X X X
Hartriegel 4 X X X X X
Gemeiner Liguster 3 X X X X
Hundsrose 3 X X X

KLETTERPFLANZEN
Art Kletterhilfe Wuchshöhe Wachstum Lichtbedarf

erforderlich in m
Waldrebe ja 2 - 10 artabhängig artabhängig, Halbschatten meist ideal
Efeu nein 30 langsam Halbschatten bis Schatten
Hopfen ja 4 - 6 schnell Sonne bis Halbschatten
Geißblatt ja 3 - 5 schnell meist Halbschatten, teils Sonne
Wilder Wein nein 15 schnell Sonne bis Halbschatten
Knöterich ja 20 sehr schnell Sonne bis Halbschatten
Weinrebe ja 10 schnell Sonne

OBSTGEHÖLZE Verwendung Pflück-/Genussreife Bemerkungen
Hausgarten Landschaft

Zwetsche
Auerbacher X Aug./Sept. große Hauszwetsche
Bühler Frühzwetsche X Juli/Aug. frosthart
Chrudiemer X Aug. große Fruchtbarkeit
Hauszwetsche X X Sept./Okt. wertvolle Typen
Ortenauer X Aug. große Frucht, hoher Marktwert
Wangenheimer
Frühzwetsche X Aug./Sept. geringe Standortansprüche

Apfel
Gloster X Okt./Dez.-März Blüte frosthart
Jakob Lebel X X Sept.-Okt./Okt.-Dez. ertragreich
James Grieve X Aug.-Sept./Sept.-Okt. wenig frostempfindlich
Jonagold X Sept.-Okt./Okt.-März von mittelgroßem Wuchs
Mc Intosh X Sept./Sept.-Jan. trägt früh, regelmäßig
Schafsnase X Okt./Nov.-Dez. anspruchsloser Mostapfel
Winterrambur X Okt./Dez.-Mai mag feuchte Böden

Birne
Alexander Lukas X Sept.-Okt./Okt.-Dez. liebt sandige Lehmböden
Clapps Liebling X Aug./Sept. anspruchslos
Frühe aus Trevoux X X trägt regelmäßig
Gute Graue X regelmäßiger später Ertrag
Gute Luise X Sept./Okt. anspruchslos

Kirsche
Burlat X ca. 22. Juni regelmäßiger Ertrag
Königskirsche X ca. 13. Juli große Früchte
Sam X ca. 6. Juli platzfest
Schattenmorelle X ca. 13. Juli platzfest
Scheiders späte
Knorpelkirsche X ca. 13. Juli große Früchte
Van X ca. 6. Juli beachtlicher Anbauwert

Walnuss X Sept./Okt. geschützte Standorte,
spätfrostgefährdet
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Sanitär/Heizung
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13. Raumordnung

Aussagefähige Unterlagen, z. B. in Form eines Bestandsplanes und eines Bepflanzungsplanes mit erläuterndem Text gehören zu
den Bauantragsunterlagen. Die Bauaufsicht prüft dann in Zusammenarbeit mit dem Naturschutz, ob der Eingriff (das Bauvorha-
ben) zulässig ist. Sollten die zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes nicht
auszugleichen sein und in der Abwägung aller zu prüfenden Belange die des Naturschutzes am schwersten wiegen, kann ein Vor-
haben unzulässig sein. Der Bauantrag würde dann abgelehnt.
Für ein Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes ist die Eingriffsregelung bereits bei der Planaufstellung berück-
sichtigt. Für den Bauherren gelten die Festsetzungen des Planwerkes.
Bei der Verwirklichung eines Vorhabens im sogenannten Innenbereich sind die Belange des Naturschutzes, z. B. auch der Arten-
schutz oder Satzungen bzw. Verordnungen für geschützte Teile von Natur und Landschaft wohl zu beachten, die Eingriffsrege-
lung gilt hier jedoch nicht. 

Mit dem Raumordnungsrecht sollen einerseits überörtliche und
überfachliche Planungen sowie gesellschaftliche Leitvorstel-
lungen für die Ordnung des Raumes entwickelt und deren Ver-
wirklichung angestrebt werden (Integrationsfunktion). Ande-
rerseits sollen die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
verschiedener Planungsträger aufeinander abgestimmt werden
(Koordinationsfunktion).
Im Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes und des Landes
(NROG) wird die Aufgabe der Raumordnung definiert:
„Die Raumordnung soll die Entwicklung des Landes und seiner Tei-
le unter Beachtung der naturräumlichen und sonstigen Gege-
benheiten und unter Berücksichtigung der Anforderungen zur Si-
cherung des Schutzes, der Pflege und der Entwicklung der
natürlichen Lebensgrundlagen sowie der sozialen, kulturellen und
wirtschaftlichen Erfordernisse in einer Weise fördern, die der Ge-
samtheit und dem einzelnen am besten dient.“ (§ 1 NROG).

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsens (LROP
von 1994) werden die Grundsätze und Ziele konkreter be-
schrieben, zeichnerisch dargestellt und erläutert. Aus dem LROP
werden die Regionalen Raumordnungsprogramme entwickelt
(in der Regel für das Gebiet des jeweiligen Landkreises). Dabei
werden Fachplanungen eingearbeitet. Die Aussagen und Dar-
stellungen des gültigen Regionalen Raumordnungsprogramms
(RROP) des Landkreises Northeim (1999) müssen bei den Bau-
leitplänen der Gemeinden berücksichtigt werden (Anpas-
sungspflicht). Raumbedeutsame Vorhaben dürfen den Zielen der
Raumordnung nicht widersprechen.
In der Raumordnungsverordnung (RoV) des Bundes werden die Pla-
nungen und Maßnahmen genannt, für die ein Raumordnungs-
verfahren durchgeführt werden soll.
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Wohnungsbauförderung14.

Der Wohnungsbau wird durch das Land Niedersachsen geför-
dert. Derzeitige Schwerpunkte sind die Förderung von Wohnei-
gentum bzw. Ausbau oder Erweiterung für kinderreiche Fami-
lien und Schwerbehinderte, Investitionen in den
Mietwohnungsneubau und in den Wohnungsbestand.
Erweitert wurde die Förderung in städtebaulichen Sanierungs-
gebieten. So werden in Sanierungsgebieten bzw. in Stadtteilen
mit besonderem Entwicklungsbedarf der Neubau von Miet-
wohnungen, der Erwerb von bestehendem Wohnraum zur Selbst-
nutzung sowie Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen gefördert. 

Förderung von kinderreichen Familien und Schwerbehin-
derten:
Gefördert werden Familien mit drei und mehr Kindern, Schwer-
behinderte und Familien mit schwerbehinderten Familienmit-
gliedern. Schwerbehindert sind Personen mit einer außerge-
wöhnlichen Gehbehinderung (aG), Rohstuhlbenutzer, Blinde (BL)
und hochgradig Sehbehinderte sowie Multiple-Sklerose-Kran-
ke.

Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein:

• Ihr Haushaltseinkommen darf zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung bestimmte Einkommensgrenzen (abhängig von der
Kinderzahl etc.) nicht überschreiten.

• Ihre derzeitigen Wohnverhältnisse müssen unzureichend sein.
Bei der Schaffung von Wohnraum durch Ausbau oder Er-
weiterung bestehender Gebäude müssen Sie den zusätzlichen
Wohnraum wegen Ihrer Familien- bzw. Haushaltsgröße oder
der Art der Behinderung benötigen. 

• Die finanzielle Belastung durch die Baumaßnahme muss für
Sie unter Berücksichtigung der Zuwendungen auf Dauer trag-
bar sein.

• Ihre Eigenleistungen sollen 15 Prozent der Gesamtkosten be-
tragen, wobei Zuwendungen Dritter (z. B. der Gemeinden)
angerechnet werden können.

• Sie sind entweder Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter.

• Mit den Bauarbeiten darf vor Erteilung einer Förderungszu-
sage noch nicht begonnen werden. Bei Kauf bzw. Erwerb darf
der Kaufvertrag erst nach Erteilung einer Förderzusage abge-
schlossen werden.

Für den Neubau von Wohnhäusern und Eigentumswohnungen
wird ein zinsloses Baudarlehen zur Vorfinanzierung der Eigen-
heimzulage (Baudarlehen 1) und ggf. ein weiteres zunächst zins-
loses Baudarlehen in Abhängigkeit von der Zahl der zum Haus-
halt gehörenden Kinder oder für behindertenbedingte
Baumaßnahmen gewährt (Baudarlehen 2).
Bei Ausbau- und Erweiterungsmaßnahmen erhalten kinderrei-
che Familien mit fünf oder mehr Kindern (Großfamilien) ein
zunächst zinsloses Baudarlehen in Höhe bis zu 460,00 L pro Qua-
dratmeter neugeschaffenem Wohnraum, Schwerbehinderte
ein Baudarlehen in Höhe von bis zu 12.800,00 L.

Der Kauf oder der Erwerb von eigengenutztem Wohneigentum
wird ebenfalls in Form eines zunächst zinslosen Baudarlehens
gefördert. Auch hier ist die Höhe des Baudarlehens abhängig
von der Anzahl der zum Hauhalt gehörenden Kinder und/oder
einer eventuellen Schwerbehinderung.

Was ist zu tun?
Informieren Sie sich bei der für Ihren Bauort zuständigen Woh-
nungsbauförderungsstelle. Der Landkreis Northeim, Bau- und
Umweltamt, ist zuständige Wohnungsbauförderungsstelle für
sämtliche Städte und Gemeinden im Gebiet des Landkreises Nort-
heim mit Ausnahme der Städte Einbeck und Northeim. Diese
haben eigene Wohnungsbauförderungsstellen.
Bitte beachten Sie, dass der Antrag auf Wohnungsbauförderung
und seine Anlagen formgebunden sind. Die entsprechenden Vor-
drucke hält das Bau- und Umweltamt des Landkreises Northeim
für Sie bereit. Der Förderantrag wird von der Wohnungs-
bauförderstelle an die Niedersächsische Landestreuhandstelle
weitergeleitet. Von dort werden – wenn die Voraussetzungen
erfüllt sind – Fördermittel bewilligt.

Wohnberechtigungsbescheinigungen
Mit Hilfe der Wohnungsberechtigungsbescheinigung soll si-
chergestellt werden, dass öffentlich geförderte Wohnungen
nur in Übereinstimmung mit den Förderzielen genutzt wer-
den.
Die Förderung von Investitionen in den Mietwohnungsbau ist
mit einer Belegungsbindung verbunden. Zur Zeit beträgt die
Zweckbestimmung der Mietwohnungen 25 Jahre. In diesem Zeit-
raum darf der Vermieter die Mietwohnung nur solchen
Wohnungssuchenden überlassen, die bestimmte Voraussetzungen
erfüllen.
Die Wohnberechtigungsbescheinigung gibt dem Wohnungssu-
chenden das Recht, eine öffentlich geförderte Wohnung zu be-
ziehen. Wichtigste Voraussetzung für die Ausstellung ist, dass
das Familieneinkommen zum Zeitpunkt der Antragstellung be-
stimmte Einkommensgrenzen (abhängig vom Familienstand bzw.
der Zahl der Kinder) nicht übersteigt. Die Wohnungsberechti-
gung wird unter Angabe von Name, Anschrift, Wohnflächen-
größe, Wohnräumen und Familienmitgliedern bescheinigt. An-
tragsberechtigt ist nur der Wohnungssuchende und nicht der
Vermieter.

Was ist zu tun?
Den Antrag auf Erteilung einer Wohnberech-
tigungsbescheinigung müssen Sie bei der für Ihren Bauort zu-
ständigen Wohnungsbauförderungsstelle stellen. Der Land-
kreis Northeim, Bau- und Umweltamt, ist zuständige
Wohnungsbauförderungsstelle für sämtliche Städte und Ge-
meinden im Gebiet des Landkreises Northeim mit Ausnahme
der Städte Einbeck und Northeim.
Bitte beachten Sie, dass der Antrag formgebunden ist. Den ent-
sprechenden Vordruck halten das Bau- und Umweltamt des Land-
kreises Northeim bzw. die Stadtverwaltungen der  Städte
Northeim und Einbeck für Sie bereit.
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15.

16. Wer macht was?

Abgeschlossenheitsbescheinigung nach dem
Wohnungseigentumsgesetz

Der Immobilienmakler
Der Immobilienmakler vermittelt Grundstücke, Eigentumswoh-
nungen und Gebäude zwischen Käufern und Verkäufern. Er bietet
Immobilien an, die zum Verkauf stehen und sucht für Interessen-
ten geeignete Objekte. Eine Vermittlungsgebühr fällt an, wenn ein
Kauf zustande kommt. Käufer und Verkäufer zahlen auf Basis der
Kaufsumme einen festen Prozentsatz als Provision an den Makler.

Der Architekt
Viele angehende Bauherrn sind der Meinung, das sie nur gün-
stig und nach eigenen Vorstellungen bauen könnten, wenn sie
möglichst viel selbst in die Hand nehmen. Das beginnt beim Bau-
antrag und reicht bis zur Endabnahme des fertigen Hauses. Bei
der Fülle der Stationen, die ein Hausbau durchläuft, ist aber die
Gefahr groß, dass der Bauherr schon vor dem ersten Spaten-
stich den Überblick verliert, ganz zu schweigen von Situatio-
nen, wenn es einmal hart auf hart kommen sollte.
Um beim Hausbau möglichst sicher und reibungslos ans Ziel zu
gelangen, ist ein umfangreiches Fachwissen erforderlich. Der ge-
eignete Partner für den Bauherrn ist deshalb in der Regel der
Architekt. Ist er kompetent, berät er den Bauherrn bereits beim
Grundstückskauf und begleitet ihn fachkundig vom Planungs-
beginn bis zur Fertigstellung. Trotz des Honorars, das jeder Ar-
chitekt für seine Leistungen gemäß der Honorarverordnung für
Architekten und Ingenieure (HOAI) verlangt, fährt der Bauherr
mit einem Architekten unterm Strich meist günstiger, weil sich
durch gezielte Planung und Vergabe der Bauleistungen erheb-
liche Baukosten sparen lassen. Ein wesentlicher Gesichtspunkt
ist auch, dass der Architekt dem Bauherrn die Verantwortung
für den Bau abnimmt und damit hilft, die ohnehin schon stra-
pazierten Nerven des Bauherrn zu schonen.
Die Auswahl des Architekten ist eine wichtige Entscheidung. Sie
sollten diese genau überlegen. Manchmal finden Sie den rich-
tigen Architekten über Bekannte oder über Bauobjekte in der
näheren Umgebung, die Ihnen besonders zusagen. Eine ande-
re Möglichkeit ist, Veröffentlichungen von Wettbewerbser-
gebnissen der Bausparkassen oder in Fachzeitschriften zu ver-
folgen. Sie können sich auch ganz unverbindlich mit einem

ortsansässigen Architekten zu einem Gespräch verabreden und
sich dessen Arbeiten zeigen lassen.

Schritte zur Zusammenarbeit
Bevor es zum Vertragsabschluss kommt, muss der Architekt erst
einmal die Vorstellungen, Wünsche und Lebensgewohnheiten
des Bauherrn kennen lernen. Er muss über den augenblicklichen
Raumbedarf und die zu erwartenden Entwicklungen und Ver-
änderungen in der Zukunft informiert werden. Außerdem über
die finanziellen und zeitlichen Vorstellungen. Andererseits soll
sich der Bauherr darüber informieren, welche Beratungen und
Leistungen der Architekt erbringen kann.
Der erste Schritt einer konkreten Zusammenarbeit ist getan, wenn
der Architekt alle notwendigen Grundlagen ermittelt hat. Da-
zu gehört eine Begehung des Grundstücks. Daran schließt sich
die Erkundung der baurechtlichen Möglichkeiten (Bebauungs-
plan, Baumbestand, Denkmalschutz, etc.) an. In der nächsten
Phase fertigt der Architekt die ersten Skizzen an. Darin werden
die bisher geäußerten Wünsche des Bauherrn, das Raumpro-
gramm, die Erschließungsmöglichkeiten und die Einbindung in
die Umgebung berücksichtigt. 
Sobald sich der Partner auch Gedanken über Konstruktionen
und Materialien sowie den Standard des Innenausbaus gemacht
haben, kann der Architekt eine Kostenschätzung erstellen. 

Planungsablauf
Ist der Bauherr mit dem Vorentwurf einverstanden, kann der
Architekt in die Entwurfsplanung einsteigen. Alle Pläne wer-
den jetzt detailliert im Maßstab 1:100 ausgearbeitet. Sie wer-
den zusammen mit den Bauantragsunterlagen über die Gemeinde
dem Bauamt zur Genehmigung vorgelegt. 
Wenn im Prüfverfahren keine größeren Probleme zu erwarten
sind, kann mit der Ausführungsplanung begonnen werden. Da-
mit werden alle späteren Bauschritte und die Ausstattung so
konkretisiert, dass die Handwerker nach diesen Planungsun-
terlagen arbeiten können. Anhand der Ausführungsplanung kön-
nen außerdem die Baumassen als wesentlicher Bestandteil der
Leistungsbeschreibungen und Kostenangebote ermittelt wer-

Planen Sie, die Wohnungen in Ihrem Mehrfamilienhaus einzeln
zu veräußern oder in Ihrem Wohnhaus eine Wohnung auf Ih-
re Kinder zu übertragen?
Wollen Sie Ihr gewerblich genutztes Gebäude oder Ihr Ge-
schäftshaus in einzelne Bereiche aufteilen, um dieses einzeln
zu veräußern?
Dann benötigen Sie eine Abgeschlossenheitsbescheinigung und
einen Aufteilungsplan nach dem Wohnungseigentumsgesetz, um
Sondereigentum (für Wohnungen) oder Teileigentum (für nicht
zu Wohnzwecken genutzte Gebäude) bilden zu können. Diese Un-
terlagen werden als Grundlage für eine notarielle Teilungserklärung
(wird von einem Notar erstellt) benötigt, um beim zuständigen

Grundbuchamt beim Amtsgericht die Anlegung von Wohnungs-
oder Teileigentumsgrundbüchern zu erreichen.
Anträge können beim Landkreis Northeim, Bau- und Umwelt-
amt bzw. bei den Städten Northeim und Einbeck angefordert
werden. Die erforderlichen Abgeschlossenheitsbescheinigungen
und der Aufteilungsplan werden nach Vorlage eines vollstän-
digen Antrages zusammen mit allen Unterlagen (Bauzeichnungen
mit entsprechender Kennzeichnung, Auszug aus der Liegen-
schaftskarte, Grundbuchauszug) von Bau- und Umweltamt des
Landkreises bzw. den Bauämtern der Städte Northeim und Ein-
beck ausgestellt. Ein entsprechendes Muster für die Kenn-
zeichnung wird Ihnen gerne zur Verfügung gestellt. 



44

Wer macht was?16.

den. Die Leistungsverzeichnisse bieten die Voraussetzung, ver-
gleichbare Kostenangebote von einzelnen Firmen für die je-
weiligen Gewerke zu erhalten. Sobald die Baugenehmigung er-
teilt ist, vergibt der Bauherr in Absprache mit dem Architekten
die Aufträge für die einzelnen Arbeiten an Firmen seiner Wahl.
Dann kann mit dem Bauen begonnen werden. 
Der Architekt hat einen Terminablaufplan erstellt und weist die
Handwerker an Ort und Stelle ein. Er überwacht die Ausführung
und fertigt bei der Baumaßnahme ein Protokoll an. Eventuell noch
vorhandene Mängel werden festgehalten und die Nachbesse-
rungsfristen vereinbart. Parallel zum Baugeschehen sind Teil- und
Schlussrechnungen zu prüfen, die Gewährleistungsfristen ent-
sprechend der Zeitpunkte der Bauabnahmen festzulegen und die
Zahlungen durch den Auftraggeber zu veranlassen.

Der Bauträger
Man kann sich sein Haus auch von einem Bauträger erstellen
lassen. Dieser verkauft vielfach Haus und Grundstück ein-
schließlich Architekten- und Ingenieurleistungen „im Paket“. Weil
Bauträger meist mehrere Häuser auf einmal bauen, erhalten die-
se günstige Konditionen und bauen damit oft billiger als ein
einzelner Bauherr. Auch die Vereinbarung eines Festpreises für
das schlüsselfertige Haus ist für viele Bauwillige interessant. Die-
sen Vorteilen stehen zuweilen geringere Einflussmöglichkeiten
des Käufers auf die Gestaltung, den Grundriss und andere Ei-
genschaften des Hauses gegenüber.

Die Bank
Neben Eigenkapital und der Eigenleistungen, die Sie einbrin-
gen können, benötigen Sie für die Finanzierung Ihrer Immobi-
lie Fremdkapital. Entweder Sie verfügen über zuteilungsreife
Bausparverträge in entsprechender Höhe oder Sie nehmen ei-
nen Kredit bei einer Bank auf. 
Die Bank bewertet Ihre Immobilie und gibt Ihnen je nach fi-
nanzieller Situation bis zu einem bestimmten Prozentsatz des
Immobilienwertes einen Hypothekenkredit ersten Ranges. Das
bedeutet, dass dieser Kredit im Falle einer Zwangsversteigerung
wegen Zahlungsunfähigkeit zuerst bedient werden muss.

Der Notar
Der Kaufvertrag wird vom Notar ausgearbeitet. Er klärt den Käu-
fer über die Eintragungen im Grundbuch auf und prüft die Ei-
gentumsverhältnisse. Dies sind beispielsweise Belastungen der
Immobilie durch eine Grundschuld oder Rechte Dritter wie Geh-
und Fahrrechte oder Vorkaufsrechte. Immobilien müssen laut
§ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuches durch einen notariellen
Kaufvertrag gekauft werden. Der Notar erläutert Käufer und Ver-

käufer den Kaufvertrag. Er muss den schwächeren Vertrags-
partner vor Nachteilen schützen und beide Parteien belehren.
Erst wenn der Käufer die Auflassungsvormerkung erhalten hat,
wird der Kaufpreis fällig. Die Auflassungsvormerkung ist ein Si-
cherungstitel für den Käufer und eine Art Reservierung. Nach
termingerechter Zahlung kann der Käufer die Umschreibung auf
sich verlangen, auch wenn der Verkäufer mittlerweile in Kon-
kurs gegangen ist. Rechtlich ist das Eigentum erst mit dem Ein-
trag ins Grundbuch übertragen.

Der Handwerker
Bei Arbeiten an Bauwerken oder bei individuellem Einbau von Ge-
genständen in ein Haus kann man die Verdingungsverordnung für
Bauleistungen (VOB) dem Vertrag zugrunde legen. Die VOB dient als
Basis für die Ausgestaltung von Bauverträgen zwischen Auftragge-
ber und Auftragnehmer. Sie sichert eine gerechte Abwägung der bei-
derseitigen Interessen zu. Wird einem Vertrag über Bauleistungen nicht
die VOB zugrunde gelegt, so gilt das BGB (Bürgerliches Gesetzbuch).
Zu beachten ist u. a. auch das AGB-Gesetz, in dem Regelungen über
die allgemeinen Geschäftsbedingungen normiert sind. Über Details
wird Sie Ihr Architekt oder Bauträger informieren.
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